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Soweit die Versicherung gegen eine oder mehrere Gefahren/Gefahrengruppen nicht genommen ist, entfallen die diese
Gefahren/Gefahrengruppen betreffenden Bestimmungen.
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§ 1 Feuerversicherung

(1) Versicherte Gefahren und Schäden
Der Versicherer leistet Entschädigung für versicherte Sa-
chen, die durch

a) Brand,

b) Blitzschlag,

c) Explosion,

d) Implosion,

e) Sonstige Löschmedien,

f) Anprall oder Absturz von Luftfahrzeugen, ihrer Teile
oder ihrer Ladung

zerstört oder beschädigt werden oder abhanden kommen.

(2) Brand
Brand ist ein Feuer, das ohne einen bestimmungsgemäßen
Herd entstanden ist oder ihn verlassen hat und das sich
aus eigener Kraft auszubreiten vermag.
Elektrotechnischer Kurzschluss ist auch dann kein Feuer,
wenn er mit Lichterscheinung verbunden ist.
Nur soweit dies besonders vereinbart ist, leistet der Ver-
sicherer Entschädigung für Brandschäden, die an Dampf-
erzeugungsanlagen, Wärmetauschern, Luftvorwärmern,
Rekuperatoren, Rauchgasleitungen, Filter-, REA-, DENOX-
und vergleichbaren technischen Anlagen dadurch entste-
hen, dass in ihnen oder durch sie Wärme erzeugt, vermit-
telt oder weitergeleitet wird.
Soweit nichts anderes vereinbart ist, sind im Rahmen von
Absatz 1 nicht versichert Ausmauerungen, Auskleidungen,
Beschichtungen und Gummierungen, Filtermassen und
-einsätze, Kontaktmassen und Katalysatoren, die während
der Lebensdauer der versicherten Anlagen erfahrungsge-
mäß mehrfach ausgewechselt werden müssen. Der Versi-
cherungswert der vorbezeichneten Sachteile ergibt sich
abweichend von § 15 aus ihrem Abnutzungsgrad am
Schadentag.

(3) Blitzschlag

Blitzschlag ist der Übergang eines Blitzes auf Sachen.
Blitzschlag ist nicht schon dann bewiesen, wenn während
eines Gewitters Überspannungsschäden an elektro-
nischen oder elektrischen Einrichtungen eingetreten sind.
Soweit dies vereinbart ist, leistet der Versicherer auch
Entschädigung für Überspannungsschäden durch Blitz.

(4) Explosion
Explosion ist eine auf dem Ausdehnungsbestreben von
Gasen oder Dämpfen beruhende, plötzlich verlaufende
Kraftäußerung.
Eine Explosion eines Behälters (Kessel, Rohrleitung usw.)
liegt nur vor, wenn seine Wandung in einem solchen Um-
fang zerrissen wird, dass ein plötzlicher Ausgleich des
Druckunterschieds innerhalb und außerhalb des Behälters
stattfindet.
Wird im Innern eines Behälters eine Explosion durch che-
mische Umsetzung hervorgerufen, so ist ein dadurch an
dem Behälter entstehender Schaden auch dann zu erset-
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zen, wenn dessen Wandung nicht zerrissen ist. Schäden
durch Unterdruck sind nicht versichert.
Innerhalb der Bundesrepublik Deutschland sind auch Ex-
plosionsschäden durch das Vorhandensein konventio-
neller Kampfmittel aus dem ersten und zweiten Weltkrieg
mitversichert.
Der Ausschluss gemäß § 10 Nr. 1 a gilt insoweit nicht.
Die Versicherung erstreckt sich nicht auf Schäden, die an
Verbrennungskraftmaschinen durch die im Verbren-
nungsraum auftretenden Explosionen, sowie Schäden, die
an Schaltorganen von elektrischen Schaltern durch den in
ihnen auftretenden Gasdruck entstehen.

(5) Implosion
Implosion ist ein plötzlicher, unvorhersehbarer Zusam-
menfall eines Hohlkörpers durch äußeren Überdruck in-
folge eines inneren Unterdruckes.

(6) Sonstige Löschmedien
Der Versicherer leistet Entschädigung für Schäden an den
versicherten Sachen durch sonstige Löschmedien (Gase,
Pulver), die bestimmungswidrig aus auf dem Versiche-
rungsgrundstück vorhandenen Brandschutzanlagen
(Löschanlagen mit gasförmigen Löschmitteln, Pulver-
Löschanlagen) austreten.
Versichert sind auch Schäden,

a) die durch bestimmungswidriges Auslösen von Brand-
schutzanlagen im Sinne von Satz 1 entstehen;

b) durch Verlust der bestimmungswidrig austretenden
Löschmedien.

(7) Nicht versicherte Schäden
Nicht versichert sind ohne Rücksicht auf mitwirkende Ur-
sachen ferner Schäden durch

a) Erdbeben;

b) Innere Unruhen.

§ 2 Sturm- und Hagelversicherung

(1) Versicherte Gefahren und Schäden
Der Versicherer leistet Entschädigung für versicherte Sa-
chen, die durch

a) Sturm;

b) Hagel

zerstört oder beschädigt werden oder abhanden kommen.

(2) Sturm
Sturm ist eine wetterbedingte Luftbewegung von min-
destens Windstärke 8 nach Beaufort (Windgeschwindigkeit
mindestens 62 km/Stunde).
Ist diese Windstärke für den Versicherungsort nicht fest-
stellbar, so wird Sturm unterstellt, wenn der Versiche-
rungsnehmer nachweist, dass

a) die Luftbewegung in der Umgebung des Versiche-
rungsortes Schäden an Gebäuden in einwandfreiem
Zustand oder an ebenso widerstandsfähigen anderen
Sachen angerichtet hat oder

b) der Schaden wegen des einwandfreien Zustandes des
versicherten Gebäudes nur durch Sturm entstanden
sein kann.

(3) Hagel
Hagel ist ein fester Witterungsniederschlag in Form von
Eiskörnern.

(4) Nicht versicherte Schäden

a) Nicht versichert sind ohne Rücksicht auf mitwirkende
Ursachen Schäden durch

aa) Sturmflut;

bb) Lawinen;

cc) Eindringen von Regen, Hagel, Schnee oder Schmutz
durch nicht ordnungsgemäß geschlossene Fenster
oder Außentüren oder durch andere Öffnungen, es
sei denn, dass diese Öffnungen durch Sturm oder
Hagel entstanden sind und einen Gebäudeschaden
darstellen;

dd) Brand, Explosion, Anprall oder Absturz von Luft-
fahrzeugen, ihrer Teile oder ihrer Ladung.

b) Nicht versichert sind ferner Schäden an

aa) beweglichen Sachen außerhalb von Gebäuden,
ausgenommen an der Außenseite von Gebäuden
angebrachte Sachen (z.B. Schilder, Leuchtröhren-
anlagen, Markisen oder Antennenanlagen);

bb) Gebäuden, die nicht bezugsfertig sind, und an den
in diesen Gebäuden befindlichen Sachen.

§ 3 Elementarversicherung (ohne Sturm und Hagel)

(1) Versicherte Gefahren und Schäden
Der Versicherer leistet Entschädigung für versicherte Sa-
chen, die durch

a) Überschwemmung des Versicherungsortes oder witte-
rungsbedingten Rückstau;

b) Erdbeben;

c) Vulkanausbruch;

d) Erdsenkung, Erdrutsch;

e) Schneedruck, Lawinen

zerstört oder beschädigt werden oder abhanden kommen.
Jede der in a bis e genannten Gefahren/Gefahrengruppen
ist nur versichert, wenn dies vereinbart ist.

(2) Überschwemmung; witterungsbedingter Rückstau

a) Überschwemmung ist eine Überflutung des Grund und
Bodens des Versicherungsortes mit erheblichen Men-
gen von Oberflächenwasser durch

aa) Ausuferung von oberirdischen (stehenden oder flie-
ßenden) Gewässern;

bb) Witterungsniederschläge;

cc) Austritt von Grundwasser an die Erdoberfläche in-
folge von aa oder bb.

b) Witterungsbedingter Rückstau liegt vor, sofern Wasser
aus Rohren der Abwasserkanalisation oder den damit
verbundenen Einrichtungen durch

aa) Ausuferung von oberirdischen (stehenden oder flie-
ßenden) Gewässern;

bb) Witterungsniederschläge
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in Gebäude auf dem Versicherungsort hinein rückge-
staut wird.

c) Nicht versicherte Schäden
Nicht versichert sind ohne Rücksicht auf mitwirkende
Ursachen Schäden durch

aa) Brand oder Explosion;

bb) Erdbeben;

cc) Vulkanausbruch;

dd) Sturmflut;

ee) Grundwasser, soweit nicht an die Erdoberfläche ge-
drungen (siehe Nr.2 a);

ff) Innere Unruhen.

Unberüht bleibt Nr. 9.

(3) Erdbeben
Erdbeben ist eine naturbedingte Erschütterung des Erd-
bodens, die durch geophysikalische Vorgänge im Erd-
inneren ausgelöst wird.
Erdbeben wird unterstellt, wenn der Versicherungsnehmer
nachweist, dass

a) die naturbedingte Erschütterung des Erdbodens in der
Umgebung des Versicherungsgrundstückes Schäden an
Gebäuden in einwandfreiem Zustand oder an ebenso
widerstandsfähigen anderen Sachen angerichtet hat,
oder

b) der Schaden wegen des einwandfreien Zustandes des
Gebäudes, in dem sich die versicherten Sachen befun-
den haben, nur durch ein Erdbeben entstanden sein
kann.

(4) Vulkanausbruch

a) Vulkanausbruch ist eine plötzliche Druckentlastung
beim Aufreißen einer Erdspalte, verbunden mit Lava-
Ergüssen, Asche-Eruptionen oder dem Ausströmen von
sonstigen Materialien und Gasen.

b) Nicht versicherte Schäden
Nicht versichert sind ohne Rücksicht auf mitwirkende
Ursachen Schäden durch

aa) Brand oder Explosion;

bb) Erdbeben.

Unberührt bleibt Nr. 9.

(5) Erdsenkung

a) Erdsenkung ist eine naturbedingte Absenkung des Erd-
bodens über natürlichen Hohlräumen.

b) Nicht versicherte Schäden
Nicht versichert sind ohne Rücksicht auf mitwirkende
Ursachen Schäden durch

aa) Austrocknung des Untergrundes;

bb) Brand oder Explosion;

cc) Erdbeben;

dd) Sturmflut;

ee) Überschwemmung.

Unberührt bleibt Nr. 9.

(6) Erdrutsch

a) Erdrutsch ist ein naturbedingtes Abgleiten oder Ab-
stürzen von Gesteins- oder Erdmassen.

b) Nicht versicherte Schäden
Nicht versichert sind ohne Rücksicht auf mitwirkende
Ursachen Schäden durch

aa) Brand oder Explosion;

bb) Erdbeben;

cc) Sturmflut;

dd) Überschwemmung.

Unberührt bleibt Nr. 9.

(7) Schneedruck

a) Schneedruck ist die Wirkung des Gewichtes von
Schnee- oder Eismassen.

b) Nicht versicherte Schäden
Nicht versichert sind ohne Rücksicht auf mitwirkende
Ursachen Schäden durch

aa) Brand oder Explosion;

bb) Erdbeben;

cc) Überschwemmung.

Unberührt bleibt Nr. 9.

(8) Lawinen

a) Lawinen sind an Berghängen niedergehende Schnee-
oder Eismassen.

b) Nicht versicherte Schäden
Nicht versichert sind ohne Rücksicht auf mitwirkende
Ursachen Schäden durch

aa) Brand oder Explosion;

bb) Erdbeben;

cc) Überschwemmung.

Unberührt bleibt Nr. 9.

(9) Nicht versicherte Schäden für die Gefahren/Gefahren-
gruppen Nr. 1 a bis e
Nicht versichert sind Schäden an Gebäuden, die nicht be-
zugsfertig sind und an den in diesen Gebäuden befind-
lichen Sachen.

§ 4 Leitungswasserversicherung

(1) Versicherte Gefahren und Schäden
Der Versicherer leistet Entschädigung für versicherte Sa-
chen, die durch Leitungswasser zerstört oder beschädigt
werden oder abhanden kommen.

(2) Leitungswasser
Leitungswasser ist Wasser, das aus

a) Rohren oder Schläuchen der Wasserversorgung (Zu-
oder Ableitungen),

b) sonstigen mit dem Rohrsystem verbundenen Einrich-
tungen,

c) Anlagen der Warmwasser- oder Dampfheizung oder aus
Klima-, Wärmepumpen- oder Solarheizungsanlagen,
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bestimmungswidrig austritt.
Wasserdampf steht Wasser gleich.
Wärmetragende Flüssigkeiten, wie Sole, Öle, Kühl- oder
Kältemittel stehen für Nr. 2 c Wasser gleich.
Der Versicherer leistet auch Entschädigung für den Verlust
bzw. Mehrverbrauch von Wasser oder sonstigen Flüs-
sigkeiten, die aus den versicherten Leitungen oder Ein-
richtungen bestimmungswidrig ausgetreten sind.

(3) Bruch- und Frostschäden
Die Versicherung schließt ein

a) innerhalb von Gebäuden

aa) Bruch- oder Frostschäden an versicherten Rohren

- der Wasserversorgung (Zu- oder Ableitungen),
- der Warmwasser- oder Dampfheizungs- oder

Klima-, Wärmepumpen- oder Solarheizungsan-
lagen,

- von Sprinkler-, Sprühwasser-Lösch- und Berie-
selungsanlagen;

bb) Frostschäden an versicherten

- Badeeinrichtungen, Waschbecken, Spülklosetts,
Wasserhähnen, Geruchsverschlüssen, Wasser-
messern oder ähnlichen Installationen,

- Heizkörpern, Heizkesseln, Boilern oder anderen
vergleichbaren Teilen von Warmwasser- oder
Dampfheizungsanlagen oder von Klima-, Wär-
mepumpen- oder Solarheizungsanlagen, ein-
schließlich deren Bestandteile,

- Teilen von Sprinkler-, Sprühwasser-Lösch- oder
Berieselungsanlagen, die nicht Rohre sind;

b) außerhalb von Gebäuden

aa) Bruch- oder Frostschäden an versicherten Zulei-
tungsrohren der Wasserversorgung, an versi-
cherten Rohren der Warmwasser- oder Dampfhei-
zungs- oder Klima-, Wärmepumpen- oder Solarhei-
zungsanlagen soweit diese Rohre der Versorgung
versicherter Gebäude oder versicherter Anlagen
dienen und auf dem Versicherungsgrundstück ver-
legt sind;

bb) sofern dies vereinbart ist, Bruch- oder Frostschäden
an Rohren gemäß aa,

- soweit diese Rohre auf dem Versicherungs-
grundstück verlegt sind, aber nicht der Versor-
gung versicherter Gebäude oder versicherter
Anlagen dienen oder

- soweit diese Rohre außerhalb des Versiche-
rungsgrundstückes verlegt sind und der Versor-
gung versicherter Gebäude oder versicherter
Anlagen dienen und soweit der Versicherungs-
nehmer dafür die Gefahr trägt.

cc) sofern dies vereinbart ist, Bruch- oder Frostschäden
an Ableitungsrohren der Wasserversorgung, die

- auf dem Versicherungsgrundstück verlegt sind
und der Entsorgung versicherter Gebäude oder
versicherter Anlagen dienen oder

- außerhalb des Versicherungsgrundstückes ver-
legt sind und der Entsorgung versicherter Ge-
bäude oder versicherter Anlagen dienen, soweit
der Versicherungsnehmer dafür die Gefahr
trägt.

Zu den Rohren gemäß a und b gehören nicht solche, die
Bestandteil von Heizkesseln, Boilern, Wärmetauschern
oder ähnlichen Installationen sind.

(4) Nicht versicherte Schäden

a) Nicht versichert sind ohne Rücksicht auf mitwirkende
Ursachen Schäden durch

aa) Wasser aus Sprinklern oder Düsen bei Sprühwas-
ser-Lösch- oder Berieselungsanlagen;

bb) Plansch- oder Reinigungswasser;

cc) Rückstau von Wasser aus Rohren der Abwasserka-
nalisation;

dd) Erdsenkung oder Erdrutsch, es sei denn, dass Lei-
tungswasser (Nr. 2) die Erdsenkung oder den Erd-
rutsch verursacht hat;

ee) Schwamm;

ff) Brand oder Explosion;

gg) Erdbeben;

hh) Innere Unruhen.

Die Ausschlüsse gemäß bb und cc gelten nicht für
Bruchschäden an Rohren gemäß Nr. 3 und ferner nicht
für Schäden gemäß Nr. 1, die Folge eines solchen
Rohrbruches sind.

b) Nicht versichert sind ferner Schäden an Gebäuden, die
nicht bezugsfertig sind, und an den in diesen Gebäuden
befindlichen Sachen.

§ 5 Sprinkler-Leckageversicherung

(1) Versicherte Gefahren und Schäden
Der Versicherer leistet Entschädigung für versicherte Sa-
chen, die durch Wasser oder durch auf Wasser basierende
Flüssigkeiten, das aus Rohren oder Einrichtungen der
Sprinkler-, Berieselungs- oder Sprühwasser- Löschan-
lagen bestimmungswidrig austritt, zerstört oder beschä-
digt werden oder abhanden kommen. Dies gilt nur für
Rohre und Einrichtungen, die ausschließlich dem Betrieb
dieser Anlagen dienen.
Der Versicherer leistet auch Entschädigung für den Verlust
bzw. Mehrverbrauch von Wasser oder durch auf Wasser
basierende Flüssigkeiten, die aus den versicherten Roh-
ren oder Einrichtungen bestimmungswidrig ausgetreten
sind.

(2) Nicht versicherte Schäden

a) Nicht versichert sind ohne Rücksicht auf mitwirkende
Ursachen Schäden durch

aa) Erdsenkung oder Erdrutsch, es sei denn, dass
Sprinkler-Leckage (Nr. 1) die Erdsenkung oder den
Erdrutsch verursacht hat;

bb) Schwamm;

cc) Brand oder Explosion;

dd) Erdbeben;

ee) Innere Unruhen.

b) Nicht versichert sind ferner Schäden an Gebäuden, die
nicht bezugsfertig sind, und an den in diesen Gebäuden
befindlichen Sachen.
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§ 6 Einbruchdiebstahl- und Raubversicherung

(1) Versicherte Gefahren und Schäden
Der Versicherer leistet Entschädigung für versicherte Sa-
chen, die durch

a) Einbruchdiebstahl,

b) Raub innerhalb des Versicherungsortes,

c) Raub auf Transportwegen,

d) Vandalismus nach einem Einbruch

oder durch den Versuch einer Tat gemäß a bis d abhanden
kommen, zerstört oder beschädigt werden.
Jede der in a bis d genannten Gefahren ist nur versichert,
wenn dies vereinbart ist; Vandalismus nach einem Ein-
bruch jedoch nur in Verbindung mit einer Einbruchdieb-
stahlversicherung gemäß a.

(2) Ereignisort
Versicherungsschutz besteht nur, solange sich die versi-
cherten Sachen

a) in Gebäuden innerhalb des Versicherungsortes (gilt für
Einbruchdiebstahl gemäß Nr. 1 a und Vandalismus nach
einem Einbruch gemäß Nr. 1 d),

b) innerhalb des Versicherungsortes (gilt für Raub inner-
halb des Versicherungsortes gemäß Nr. 1 b),

c) auf Transporten innerhalb der Bundesrepublik
Deutschland (gilt für Raub auf Transporten gemäß
Nr. 1 c)

befinden, und wenn alle Voraussetzungen eines Einbruch-
diebstahls (Nr. 3), eines Raubes (Nr. 4 oder Nr. 5) oder ei-
nes Vandalismus nach einem Einbruch (Nr. 6) innerhalb
des Versicherungsortes - bei mehreren Versicherungsor-
ten innerhalb desselben Versicherungsortes - verwirklicht
worden sind. Bei Raub auf Transportwegen ist der Ort
maßgebend, an dem die transportierten Sachen sich bei
Beginn der Tat befunden haben.
Nicht versichert sind Sachen, die an den Ort der Heraus-
gabe oder Wegnahme erst auf Verlangen des Täters her-
angeschafft werden, es sei denn, das Heranschaffen er-
folgt nur innerhalb des Versicherungsortes, an dem auch
die Drohung ausgesprochen worden ist.

(3) Einbruchdiebstahl
Einbruchdiebstahl liegt vor, wenn der Dieb

a) in einem Raum eines Gebäudes einbricht, einsteigt oder
mittels falscher Schlüssel oder anderer Werkzeuge ein-
dringt;
ein Schlüssel ist falsch, wenn die Anfertigung desselben
für das Schloss nicht von einer dazu berechtigten Per-
son veranlasst oder gebilligt worden ist;
der Gebrauch eines falschen Schlüssels ist nicht schon
dann bewiesen, wenn feststeht, dass versicherte Sa-
chen abhanden gekommen sind;

b) in einem Raum eines Gebäudes ein Behältnis aufbricht
oder falsche Schlüssel oder andere Werkzeuge benutzt,
um es zu öffnen;

c) aus einem verschlossenen Raum eines Gebäudes Sa-
chen entwendet, nachdem er sich in das Gebäude ein-
geschlichen oder dort verborgen gehalten hatte;

d) in einem Raum eines Gebäudes bei einem Diebstahl auf
frischer Tat angetroffen wird und eines der Mittel gemäß
Nr. 4 a oder Nr. 4 b anwendet, um sich den Besitz des
gestohlenen Gutes zu erhalten;

e) in einem Raum eines Gebäudes mittels richtiger
Schlüssel eindringt oder dort ein Behältnis mittels rich-
tiger Schlüssel öffnet, die er, auch außerhalb des Ver-
sicherungsortes, durch Einbruchdiebstahl oder durch
Raub an sich gebracht hatte;
werden jedoch Sachen entwendet, die gegen Einbruch-
diebstahl nur unter vereinbarten zusätzlichen Voraus-
setzungen gemäß § 14 Nr. 1 d versichert sind, so gilt dies
als Einbruchdiebstahl nur, wenn der Dieb die richtigen
Schlüssel des Behältnisses erlangt hat durch

aa) Einbruchdiebstahl gemäß Nr. 3 b aus einem Behält-
nis, das mindestens die gleiche Sicherheit bietet wie
die Behältnisse, in denen die Sachen versichert
sind;

bb) Einbruchdiebstahl, wenn die Behältnisse, in denen
die Sachen versichert sind, zwei Schlösser besitzen
und alle zugehörigen Schlüssel, Schlüssel zu ver-
schiedenen Schlössern voneinander getrennt, au-
ßerhalb des Versicherungsortes verwahrt werden;

cc) Raub außerhalb des Versicherungsortes;
dem Raub eines Schlüssels steht es gleich, wenn
der Täter gegenüber dem Versicherungsnehmer
oder einem seiner Arbeitnehmer eines der Mittel
gemäß Nr. 4 a oder Nr. 4 b anwendet, um die Öffnung
eines Kombinationsschlosses zu ermöglichen;

f) in einen Raum eines Gebäudes mittels richtiger Schlüs-
sel eindringt, die er - auch außerhalb des Versiche-
rungsortes - durch Diebstahl an sich gebracht hatte,
vorausgesetzt, dass weder der Versicherungsnehmer
noch der Gewahrsamsinhaber den Diebstahl der
Schlüssel durch fahrlässiges Verhalten ermöglicht hat-
te.

(4) Raub
Raub liegt vor, wenn

a) gegen den Versicherungsnehmer oder einen seiner Ar-
beitnehmer Gewalt angewendet wird, um dessen Wi-
derstand gegen die Wegnahme versicherter Sachen
auszuschalten;

b) der Versicherungsnehmer oder einer seiner Arbeitneh-
mer versicherte Sachen herausgibt oder sich wegneh-
men lässt, weil eine Gewalttat mit Gefahr für Leib oder
Leben angedroht wird, die innerhalb des Versiche-
rungsortes - bei mehreren Versicherungsorten inner-
halb desjenigen Versicherungsortes an dem auch die
Drohung ausgesprochen wird - verübt werden soll;

c) dem Versicherungsnehmer oder einem seiner Arbeit-
nehmer versicherte Sachen weggenommen werden,
weil sein körperlicher Zustand infolge eines Unfalls oder
infolge einer nicht verschuldeten sonstigen Ursache
beeinträchtigt und dadurch seine Widerstandskraft
ausgeschaltet ist.

Einem Arbeitnehmer stehen sonstige geeignete volljäh-
rige Personen gleich, denen der Versicherungsnehmer die
Obhut über die versicherten Sachen vorübergehend
überlassen hat. Das gleiche gilt für geeignete volljährige
Personen, die durch den Versicherungsnehmer mit der
Bewachung des Versicherungsortes beauftragt sind.

(5) Raub auf Transportwegen

a) Für Raub auf Transportwegen gilt abweichend von
Nr. 4:

aa) Dem Versicherungsnehmer stehen sonstige Per-
sonen gleich, die in seinem Auftrag den Transport
durchführen.
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Dies gilt jedoch nicht, wenn der Transportauftrag
durch ein Unternehmen durchgeführt wird, das sich
gewerbsmäßig mit Transporten befasst.

bb) Die den Transport durchführenden Personen, ge-
gebenenfalls auch der Versicherungsnehmer selbst,
müssen für diese Tätigkeit geeignet und volljährig
sein. Im übrigen gilt § 17 Nr. 5 und Nr. 6.

cc) In den Fällen von Nr. 4 b liegt Raub nur vor, wenn
die angedrohte Gewalttat an Ort und Stelle verübt
werden soll.

b) Sind Schäden durch Raub auf Transportwegen versi-
chert, leistet der Versicherer, wenn der Versicherungs-
nehmer bei der Durchführung des Transports nicht per-
sönlich mitwirkt, Entschädigung bis zu 12.500 EUR je
Versicherungsfall auch für Schäden, die ohne Verschul-
den einer der den Transport durchführenden Personen
entstehen

aa) durch Erpressung gemäß § 253 StGB, begangen an
diesen Personen;

bb) durch Betrug gemäß § 263 StGB, begangen an die-
sen Personen;

cc) durch Diebstahl von Sachen, die sich in körperlicher
Obhut dieser Personen befinden;

dd) dadurch, dass diese Personen nicht mehr in der
Lage sind, die ihnen anvertrauten Sachen zu be-
treuen.

(6) Vandalismus nach einem Einbruch
Vandalismus nach einem Einbruch liegt vor, wenn der Tä-
ter auf eine der in Nr. 3 a, Nr. 3 e oder Nr. 3 f bezeichneten
Arten in Gebäude innerhalb des Versicherungsortes ein-
dringt und dort versicherte Sachen vorsätzlich zerstört
oder beschädigt.

(7) Weitere versicherbare Schäden
Soweit dies vereinbart ist, leistet der Versicherer Ent-
schädigung für versicherte Sachen in Schaukästen und
Vitrinen außerhalb von Gebäuden, jedoch innerhalb des
Versicherungsortes, die eintreten, wenn ein Dieb den
Schaukasten oder die Vitrine erbricht oder mittels falscher
Schlüssel oder anderer Werkzeuge öffnet.

(8) Nicht versicherte Schäden
Nicht versichert sind ohne Rücksicht auf mitwirkende Ur-
sachen Schäden durch

a) vorsätzliche Handlungen von Personen, die mit dem
Versicherungsnehmer in häuslicher Gemeinschaft le-
ben oder bei ihm wohnen, es sei denn, dass dadurch die
Tat weder ermöglicht noch erleichtert wurde;

b) vorsätzliche Handlungen von Arbeitnehmern des Ver-
sicherungsnehmers oder solchen Personen, die gemäß
Nr.4, letzter Absatz, diesen gleichgestellt sind, es sei
denn, dass die Tat nur außerhalb des Versicherungs-
ortes oder nur zu einer Zeit vorbereitet und begangen
worden ist, zu der der Versicherungsort für diese Per-
sonen geschlossen war;

c) Raub auf Transportwegen, wenn der Schaden durch
vorsätzliche Handlung einer der mit dem Transport be-
auftragten Personen entstanden ist;

d) Brand, Explosion oder Leitungswasser; für Schäden ge-
mäß Nr. 5 b dd gilt dieser Ausschluss nicht;

e) Erdbeben;

f) Innere Unruhen.

(9) Nicht versichert sind ferner:

a) Automaten mit Geldeinwurf samt Inhalt, Geldwechsler,
sowie Geldausgabeautomaten, soweit nicht der Ein-
schluss besonders vereinbart ist;

b) Rückgeldgeber, wenn der Geldbehälter nicht entnom-
men ist, sowie verschlossene Registrierkassen.

§ 7 Versicherung von Schäden durch Fahrzeuganprall,
Rauch oder Überschalldruckwellen

(1) Versicherte Gefahren und Schäden
Der Versicherer leistet Entschädigung für versicherte Sa-
chen, die durch

a) Fahrzeuganprall,

b) Rauch,

c) Überschalldruckwellen

zerstört oder beschädigt werden oder abhanden kommen.

(2) Fahrzeuganprall
Als Fahrzeuganprall gilt jede Zerstörung oder Beschädi-
gung der versicherten Sachen durch die Berührung eines
Schienen- oder Straßenfahrzeuges oder dessen Ladung.
Nicht versichert sind

a) Schäden an Fahrzeugen;

b) Schäden durch Verschleiß.

(3) Rauch
Als Rauchschaden gilt jede Zerstörung oder Beschädigung
versicherter Sachen durch Rauch, der plötzlich bestim-
mungswidrig aus den auf dem Versicherungsgrundstück
befindlichen Feuerungs-, Heizungs-, Koch- oder Trocken-
anlagen austritt.

(4) Überschalldruckwellen
Eine Überschalldruckwelle im Sinn dieser Bestimmungen
liegt nur vor, wenn sie durch ein Luftfahrzeug ausgelöst
wurde, das die Schallgrenze durchflogen hat.

(5) Nicht versicherte Schäden
Nicht versichert sind ohne Rücksicht auf mitwirkende Ur-
sachen Schäden durch

a) Brand, Explosion;

b) Erdbeben;

c) Innere Unruhen.

§ 8 Versicherung von Schäden durch Innere Unruhen,
böswillige Beschädigung, Streik oder Aussperrung

(1) Versicherte Gefahren und Schäden
Der Versicherer leistet Entschädigung für versicherte Sa-
chen, die durch

a) Innere Unruhen,

b) böswillige Beschädigung,

c) Streik oder Aussperrung

zerstört oder beschädigt werden. Abhanden kommen gilt
nur im unmittelbaren Zusammenhang mit einem Versi-
cherungsfall gemäß Nr. 1 a und Nr. 1 c versichert.
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(2) Innere Unruhen
Innere Unruhen liegen vor, wenn zahlenmäßig nicht uner-
hebliche Teile des Volkes in einer die öffentliche Ruhe und
Ordnung störenden Weise in Bewegung geraten und Ge-
walttätigkeit gegen Personen oder Sachen verüben.

(3) Böswillige Beschädigung
Als böswillige Beschädigung gilt jede vorsätzliche Be-
schädigung oder Zerstörung von versicherten Sachen.

(4) Streik, Aussperrung
Streik ist eine planmäßig durchgeführte, auf ein be-
stimmtes Ziel gerichtete, gemeinsame Arbeitseinstellung
einer verhältnismäßig großen Anzahl von Arbeitnehmern.
Aussperrung ist eine auf ein bestimmtes Ziel gerichtete,
planmäßige Ausschließung einer verhältnismäßig großen
Anzahl von Arbeitnehmern.

(5) Nicht versicherte Schäden
Nicht versichert sind ohne Rücksicht auf mitwirkende Ur-
sachen Schäden durch

a) Brand oder Explosion, es sei denn, sie sind infolge In-
nerer Unruhen entstanden;

b) Erdbeben;

c) Verfügung von hoher Hand.

(6) Öffentlich-rechtliche Entschädigungsansprüche
Ein Anspruch auf Entschädigung besteht insoweit nicht, als
Schadenersatz aufgrund öffentlich-rechtlichen Entschädi-
gungsrechts beansprucht werden kann.

§ 9 Versicherung von Schäden durch sonstige Gefahren

(1) Versicherte Gefahren und Schäden
Der Versicherer leistet Entschädigung für versicherte Sa-
chen, die durch andere als gemäß §§ 1 bis 8 versicherbare
Gefahren und Schäden durch ein unmittelbar von außen
her einwirkendes Ereignis unvorhergesehen zerstört oder
beschädigt werden. Als Zerstörung oder Beschädigung gilt
eine nachteilige Veränderung der Sachsubstanz.
Eine Zerstörung oder Beschädigung liegt nicht vor, soweit
ein ursprünglich vorhandener Mangel - mit oder ohne
Substanzveränderung - offenkundig wird. Abhanden
kommen, auch durch strafbare Handlungen, ist nicht ver-
sichert.
Unvorhergesehen sind Schäden, die der Versicherungs-
nehmer oder sein Repräsentant weder rechtzeitig vorher-
gesehen hat noch mit dem für die im Betrieb ausgeübte
Tätigkeit erforderlichen Fachwissen hätte vorhersehen
können, wobei nur grobe Fahrlässigkeit schadet und diese
den Versicherer dazu berechtigt, seine Leistung in einem
der Schwere des Verschuldens entsprechenden Verhältnis
zu kürzen.
Unwesentliche Veränderungen, die den Gebrauchswert
von Gebäuden oder Betriebseinrichtung nicht beeinträch-
tigen, gelten nicht als Sachschaden im Sinne dieser De-
ckung.

(2) Nicht versicherte Schäden
Nicht versichert sind ohne Rücksicht auf mitwirkende Ur-
sachen Schäden

a) an Kessel- und Ofenanlagen, Maschinen, Fahrzeugen,
maschinellen, elektrotechnischen, elektronischen oder
chemischen/physikalischen Anlagen und Geräten, die
im Zusammenhang mit dem Einsatz, der Nutzung, der
Montage (auch De- und Remontage), der Erprobung,
dem Probebetrieb, der Instandhaltung, der Instandset-

zung oder dem Betrieb solcher Sachen eintreten (z.B.
durch Bedienungsfehler, Versagen von Mess-, Regel-
oder Sicherheitseinrichtungen, Wassermangel in
Dampferzeugern, Überspannung);

b) durch Konstruktions-, Material- oder Ausführungsfehler;

c) durch Abnutzung, Verschleiß oder Alterung, als - auch
mittelbar - wichtigste Ursache;

d) durch Kontamination (z.B. Vergiftung, Verrußung, Abla-
gerung, Verstaubung, Beaufschlagung);
Dieser Ausschluss gilt nicht, soweit die Kontamination
durch eine andere auf dem Versicherungsgrundstück
eingetretene, dem Grunde nach ersatzpflichtige Sach-
beschädigung gemäß § 9 verursacht ist.

e) durch Korrosion;
Dieser Ausschluss gilt nicht, soweit die Korrosion durch
eine andere auf dem Versicherungsgrundstück einge-
tretene, dem Grunde nach ersatzpflichtige Sachbe-
schädigung gemäß § 9 verursacht ist.

f) durch normale Witterungseinflüsse mit denen wegen der
Jahreszeit und der örtlichen Verhältnisse gerechnet
werden muss;

g) durch Senken, Reißen, Schrumpfen oder Dehnen;

h) durch inneren Verderb; Mikroorganismen, Tiere oder
Pflanzen;

i) durch natürliche Beschaffenheit von Sachen;

j) durch Ausfall oder mangelhafte Funktion von Klima-,
Heiz- oder Kühlsystemen an Vorräten;

k) durch Verfügung von hoher Hand;

l) durch Überschwemmung durch andere, als die nach § 3
Nr. 2 a und Nr. 2 b versicherbaren Sachverhalte;

m) durch Grundwasser;

n) durch Sturmflut;

o) durch Genmanipulation, Genmutation oder andere
Genveränderungen;

p) durch Glas- oder Metallschmelzmassen;

q) durch Trockenheit oder Austrocknung;

r) durch Be- oder Verarbeitung.

(3) Wiedereinschluss
Zu Nr. 2 a bis Nr. 2 i gilt:
Dadurch verursachte Sachschäden an anderen versi-
cherten Sachen oder Sachteilen sind jedoch ersatzpflich-
tig, soweit sie nicht selbst unter eine Ausschlussbestim-
mung fallen. Unberührt bleibt § 12 Nr. 1.

(4) Entschädigung für Schäden durch Kontamination
Die Entschädigung für Schäden durch Kontamination ge-
mäß Nr. 2 d oder Nr. 3 ist je Versicherungsfall insgesamt
auf die gemäß § 9 vereinbarte Höchstentschädigung, je-
doch höchstens 5.000.000 EUR begrenzt.
Durch Absatz 1 erhöht sich die für § 9 vereinbarte
Höchstentschädigung nicht.

(5) Nicht versicherte Sachen
Nicht versichert sind

a) lebende Tiere;

b) lebende Pflanzen im Freien;

c) Deponien (genehmigungspflichtige);
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d) Gebäude, die nicht bezugsfertig sind und in diesen Ge-
bäuden befindliche Sachen.

§ 10 Nicht versicherte Gefahren und Schäden

(1) Ergänzend zu den Bestimmungen über nicht versi-
cherte Gefahren, Schäden und Sachen in den §§ 1 bis 9
sind ohne Rücksicht auf mitwirkende Ursachen ferner
nicht versichert Schäden durch

a) Krieg, kriegsähnliche Ereignisse, Bürgerkrieg, Revolu-
tion, Rebellion, Aufstand;

b) Kernenergie, nukleare Strahlung oder radioaktive Sub-
stanzen;
in die Versicherung sind jedoch Schäden an den versi-
cherten Sachen eingeschlossen, die als Folge eines un-
ter die Versicherung fallenden Schadenereignisses
durch auf dem Versicherungsgrundstück betriebsbe-
dingt vorhandene oder verwendete radioaktive Isotope
entstehen, insbesondere Schäden durch Kontamination
und Aktivierung. Dies gilt nicht für radioaktive Isotope
von Kernreaktoren.

c) Terrorakte;
Terrorakte sind jegliche Handlungen von Personen oder
Personengruppen zur Erreichung politischer, religiöser,
ethnischer oder ideologischer Ziele, die geeignet sind,
Angst oder Schrecken in der Bevölkerung oder Teilen
der Bevölkerung zu verbreiten und dadurch auf eine
Regierung oder staatliche Einrichtungen Einfluss zu
nehmen.

(2) Sanktionsklausel
Es besteht - unbeschadet der übrigen Vertragsbestim-
mungen - Versicherungsschutz nur, soweit und solange
dem keine auf die Vertragsparteien direkt anwendbaren
Wirtschafts-, Handels- oder Finanzsanktionen bzw. Em-
bargos der Europäischen Union oder der Bundesrepublik
Deutschland entgegenstehen.

§ 11 Versicherte und nicht versicherte Sachen

(1) Versicherte Sachen
Versichert sind die im Versicherungsvertrag bezeichneten
Sachen.
Daten und Programme sind keine Sachen. Die Entschädi-
gung hierfür richtet sich ausschließlich nach den Verein-
barungen über Daten und Programme.
Die Ausschlussbestimmungen der §§ 1 bis 9 bleiben un-
berührt.

(2) Bewegliche Sachen sind nur versichert, soweit der
Versicherungsnehmer

a) Eigentümer ist,

b) sie unter Eigentumsvorbehalt erworben oder mit Kauf-
option geleast hat, die zum Schadenzeitpunkt noch nicht
abgelaufen oder bereits ausgeübt war;

c) sie sicherungshalber übereignet hat.

Als bewegliche Sachen gelten auch in das Gebäude ein-
gefügte Sachen, die der Versicherungsnehmer als Mieter
auf seine Kosten angeschafft oder übernommen hat und
für die er die Gefahr trägt.

(3) Fremdes Eigentum
Über Nr. 2 hinaus ist fremdes Eigentum versichert, soweit
es seiner Art nach zu den versicherten Sachen gehört und
dem Versicherungsnehmer in Obhut gegeben wurde und
soweit nicht der Versicherungsnehmer nachweislich, ins-
besondere mit dem Eigentümer, vereinbart hat, dass die
fremden Sachen durch den Versicherungsnehmer nicht
versichert zu werden brauchen.

(4) Versicherte Interessen
Die Versicherung gemäß Nr. 2 b, Nr. 2 c und Nr. 3 gilt für
Rechnung des Eigentümers und des Versicherungsneh-
mers. Nur in den Fällen der Nr. 3 ist für die Höhe des Ver-
sicherungswertes, soweit nicht etwas anderes vereinbart
ist, allein das Interesse des Eigentümers maßgebend.

(5) Gebrauchsgegenstände der Betriebsangehörigen
Soweit Gebrauchsgegenstände der Betriebsangehörigen
versichert sind, so sind nur Sachen versichert, die sich
üblicherweise oder auf Verlangen des Arbeitgebers in-
nerhalb des Versicherungsortes befinden. Bargeld, Kraft-
fahrzeuge und Wertpapiere sind nicht versichert.

(6) Kraftfahrzeuge von Betriebsangehörigen und Be-
suchern
Soweit Kraftfahrzeuge von Betriebsangehörigen und Be-
suchern versichert sind, sind diese nur in der Feuerversi-
cherung gemäß § 1 und nur in ruhendem Zustand versi-
chert.

(7) Nicht versicherte Sachen
Nicht versichert sind

a) Gewässer, Grund und Boden;

b) Freileitungen außerhalb der im Versicherungsvertrag
bezeichneten Versicherungsgrundstücke;

c) Tunnel und Anlagen des Untertagebaus;

d) Off-shore-Anlagen und eigenständige On-shore-Anla-
gen, einschließlich dort befindlicher Sachen;

e) Anlagen des Kernbrennstoffkreislaufes, einschließlich
dort befindlicher Sachen.

§ 12 Daten und Programme

(1) Schaden am Datenträger

Entschädigung für Daten und Programme gemäß Nr. 2, 3
und 4 wird nur geleistet, wenn der Verlust, die Verände-
rung oder die Nichtverfügbarkeit der Daten und Pro-
gramme durch einen dem Grunde nach versicherten
Schaden an dem Datenträger (Datenspeicher für maschi-
nenlesbare Informationen), auf dem die Daten und Pro-
gramme gespeichert waren, verursacht wurde.

(2) Daten und Programme, die für die Grundfunktion einer
versicherten Sache notwendig sind

Der Versicherer ersetzt die für die Grundfunktion einer
versicherten Sache notwendigen Daten und Programme
im Rahmen der Position, der die Sache zuzuordnen ist, für
deren Grundfunktion die Daten und Programme erforder-
lich sind.
Für die Grundfunktion einer versicherten Sache notwen-
dige Daten und Programme sind System-Programmdaten
aus Betriebssystemen oder damit gleichzusetzende Da-
ten.
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(3) Daten und Programme als Handelsware

Der Versicherer ersetzt die auf einem versicherten und
zum Verkauf bestimmten Datenträger gespeicherten Da-
ten und Programme im Rahmen der Position, der der zum
Verkauf bestimmte Datenträger zuzuordnen ist.

(4) Sonstige Daten und Programme

Der Versicherer ersetzt sonstige Daten und Programme im
Rahmen der Position Geschäftsunterlagen.
Sonstige Daten und Programme sind serienmäßig herge-
stellte Standardprogramme, individuelle Programme und
individuelle Daten, die weder für die Grundfunktion einer
versicherten Sache notwendig noch auf einem zum Ver-
kauf bestimmten Datenträger gespeichert sind.

(5) Ausschlüsse

a) Nicht versichert sind Daten und Programme, zu deren
Nutzung der Versicherungsnehmer nicht berechtigt ist,
die nicht betriebsfertig oder nicht lauffähig sind oder die
sich nur im Arbeitsspeicher der Zentraleinheit befinden.

b) Der Versicherer leistet ohne Rücksicht auf mitwirkende
Umstände keine Entschädigung für Kosten, die zusätz-
lich entstehen, weil die versicherten Daten oder Pro-
gramme durch Kopierschutz-, Zugriffsschutz- oder ver-
gleichbare Vorkehrungen (z. B. Kopierschutzstecker
oder Verschlüsselungsmaßnahmen) gesichert sind (z.
B. Kosten für neuerlichen Lizenzerwerb).

§ 13 Versicherte Kosten

(1) Aufwendungen zur Abwendung und Minderung des
Schadens

a) Versichert sind Aufwendungen, auch erfolglose, die der
Versicherungsnehmer bei Eintritt des Versicherungs-
falles den Umständen nach zur Abwendung und Minde-
rung des Schadens für geboten halten durfte, oder die
er auf Weisung des Versicherers macht.

b) Macht der Versicherungsnehmer Aufwendungen, um
einen unmittelbar bevorstehenden Versicherungsfall
abzuwenden oder in seinen Auswirkungen zu mindern,
geltend, so leistet der Versicherer Aufwendungsersatz
nur, wenn diese Aufwendungen bei einer nachträglichen
objektiven Betrachtung der Umstände verhältnismäßig
und erfolgreich waren oder die Aufwendungen auf Wei-
sung des Versicherers erfolgten.

c) Ist der Versicherer berechtigt, seine Leistung zu kürzen,
kann er auch den Aufwendungsersatz nach a und b
entsprechend kürzen.

d) Der Ersatz dieser Aufwendungen und die sonstige Ent-
schädigung betragen zusammen höchstens die Versi-
cherungssumme je vereinbarter Position bzw. die ver-
einbarte Höchstentschädigung; dies gilt jedoch nicht,
soweit Aufwendungen auf Weisung des Versicherers
entstanden sind.

e) Der Versicherer hat den für die Aufwendungen gemäß
a erforderlichen Betrag auf Verlangen des Versiche-
rungsnehmers vorzuschießen.

f) Nicht versichert sind Aufwendungen für Leistungen der
Feuerwehr oder anderer Institutionen, wenn diese Lei-
stungen im öffentlichen Interesse kostenfrei zu erbrin-
gen sind.

(2) Kosten der Ermittlung und Feststellung des Schadens

a) Der Versicherer ersetzt bis zur vereinbarten Höhe die
Kosten für die Ermittlung und Feststellung eines von
ihm zu ersetzenden Schadens, sofern diese den Um-
ständen nach geboten waren.
Zieht der Versicherungsnehmer einen Sachverstän-
digen oder Beistand hinzu, so werden diese Kosten nur
ersetzt, soweit er zur Zuziehung vertraglich verpflichtet
ist oder vom Versicherer aufgefordert wurde.

b) Ist der Versicherer berechtigt, seine Leistung zu kürzen,
kann er auch den Kostenersatz nach a entsprechend
kürzen.

(3) Aufräumungs-, Abbruch-, Feuerlösch-, Bewegungs- und
Schutzkosten
Soweit dies vereinbart ist, ersetzt der Versicherer auch
die infolge eines Versicherungsfalles notwendigen Auf-
wendungen

a) die der Versicherungsnehmer zur Brandbekämpfung für
geboten halten durfte (Feuerlöschkosten);

b) für das Aufräumen der Schadenstätte einschließlich des
Abbruchs stehengebliebener Teile, für das Abfahren
von Schutt und sonstigen Resten zum nächstmöglichen
Ablagerungsplatz und für das Ablagern oder Vernichten
(Aufräumungs- und Abbruchkosten).
Bei Versicherungsfällen, die durch Elementargefahren
gemäß § 3 verursacht wurden, werden für das Aufräu-
men der Schadenstätte, soweit diese über das Versi-
cherungsgrundstück hinausreicht, die Aufwendungen
nur ersetzt, wenn sie für durch diesen Vertrag versi-
cherte Sachen entstehen.
Aufwendungen für Abbruch, Aufräumung, Abfuhr und
Isolierung radioaktiv verseuchter Sachen infolge eines
Versicherungsfalles gemäß § 10 Nr. 1 b werden nur er-
setzt, soweit die Maßnahmen gesetzlich geboten sind.

c) die dadurch entstehen, dass zum Zweck der Wieder-
herstellung oder Wiederbeschaffung von Sachen an-
dere Sachen bewegt, verändert oder geschützt werden
müssen (Bewegungs- und Schutzkosten); Bewegungs-
und Schutzkosten sind insbesondere Aufwendungen für
De- oder Remontage von Maschinen, für Durchbruch,
Abriss oder Wiederaufbau von Gebäudeteilen oder für
das Erweitern von Öffnungen;

(4) Sachverständigenkosten

Soweit dies vereinbart ist und der entschädigungspflich-
tige Schaden 25.000 EUR übersteigt, ersetzt der Versi-
cherer die nach den Bestimmungen des § 19 durch den
Versicherungsnehmer zu tragenden Kosten des Sachver-
ständigenverfahrens.

(5) Kosten für die Dekontamination von Erdreich

a) Soweit dies vereinbart ist, ersetzt der Versicherer auch
die infolge eines Versicherungsfalles notwendigen Auf-
wendungen, die dem Versicherungsnehmer aufgrund
behördlicher Anordnungen entstehen um

aa) Erdreich von eigenen oder gepachteten Versiche-
rungsgrundstücken innerhalb der Bundesrepublik
Deutschland zu untersuchen oder zu dekontaminie-
ren oder auszutauschen;

bb) den Aushub in die nächstgelegene geeignete Depo-
nie zu transportieren und dort abzulagern oder zu
vernichten;

cc) insoweit den Zustand des Versicherungsgrund-
stückes vor Eintritt des Versicherungsfalles wieder-
herzustellen.
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b) Die Aufwendungen gemäß Nr. 5 a werden nur ersetzt,
sofern die behördlichen Anordnungen

aa) eine Kontamination betreffen, die nachweislich
durch den Versicherungsfall entstanden ist und

bb) innerhalb von neun Monaten seit Eintritt des Versi-
cherungsfalles ergangen sind und dem Versicherer
ohne Rücksicht auf Rechtsmittelfristen innerhalb
von drei Monaten seit Kenntniserhalt gemeldet
wurden.

c) Wird durch den Versicherungsfall eine bestehende
Kontamination des Erdreichs erhöht, so ersetzt der
Versicherer die Aufwendungen gemäß Nr. 5 a bis Nr. 5
b, soweit sie auch ohne die bestehende Kontamination
angefallen wären.

d) Aufwendungen aufgrund sonstiger behördlicher Anord-
nungen oder aufgrund sonstiger Verpflichtungen des
Versicherungsnehmers einschließlich der sogenannten
Einliefererhaftung werden nicht ersetzt.

e) Entschädigung wird nicht geleistet, soweit der Versi-
cherungsnehmer aus einem anderen Versicherungs-
vertrag Ersatz beanspruchen kann.

(6) Kosten für Verkehrssicherungsmaßnahmen

Soweit dies vereinbart ist, ersetzt der Versicherer auch
die notwendigen Aufwendungen zur Beseitigung einer
Gefahr, die durch den Eintritt des Versicherungsfalles in-
nerhalb oder außerhalb des Versicherungsortes entstan-
den ist, sofern der Versicherungsnehmer zu deren Besei-
tigung aufgrund rechtlicher Vorschriften verpflichtet ist.
Die Entschädigung je Versicherungsfall ist auf 1.000.000
EUR begrenzt.

(7) Mehrkosten infolge Preissteigerungen

a) Soweit dies vereinbart ist, ersetzt der Versicherer auch
die notwendigen Mehrkosten durch Preissteigerungen
zwischen dem Eintritt des Versicherungsfalles und der
Wiederherstellung oder Wiederbeschaffung.

b) Wenn der Versicherungsnehmer die Wiederherstellung
oder Wiederbeschaffung nicht unverzüglich veranlasst,
werden die Mehrkosten nur in dem Umfang ersetzt, in
dem sie auch bei unverzüglicher Wiederherstellung
oder Wiederbeschaffung entstanden wären.

Mehrkosten infolge Kapitalmangel werden nicht ersetzt.

(8) Mehrkosten infolge behördlicher Wiederherstellungs-
beschränkungen
Soweit dies vereinbart ist, ersetzt der Versicherer auch
die infolge eines Versicherungsfalls notwendigen Mehr-
kosten infolge behördlicher Wiederherstellungsbeschrän-
kungen.

a) Mehrkosten infolge behördlicher Wiederherstellungs-
beschränkungen sind Aufwendungen, die dadurch ent-
stehen, dass die versicherte und vom Schaden betrof-
fene Sache aufgrund öffentlich-rechtlicher Vorschriften
nicht in derselben Art und Güte wiederhergestellt oder
wiederbeschafft werden darf.

b) Soweit behördliche Anordnungen vor Eintritt des Versi-
cherungsfalls erteilt wurden, sind die dadurch entste-
henden Mehrkosten nicht versichert.
War aufgrund öffentlich-rechtlicher Vorschriften die
Nutzung der Sachen zum Zeitpunkt des Versicherungs-
falls ganz oder teilweise untersagt, sind die dadurch
entstehenden Mehrkosten nicht versichert.

c) Wenn die Wiederherstellung der versicherten und vom
Schaden betroffenen Sache aufgrund behördlicher

Wiederherstellungsbeschränkungen nur an anderer
Stelle erfolgen darf, werden die Mehrkosten nur in dem
Umfang ersetzt, in dem sie auch bei Wiederherstellung
an bisheriger Stelle entstanden wären.

(9) Mehrkosten infolge Technologiefortschritt

Soweit dies vereinbart und nicht bereits im Versiche-
rungswert berücksichtigt ist, ersetzt der Versicherer auch
die Mehrkosten durch Technologiefortschritt als Folge ei-
nes Versicherungsfalles.
Ersetzt werden die notwendigen Mehrkosten für die Wie-
derbeschaffung oder Wiederherstellung der versicherten
und vom Schaden betroffenen Sache, wenn die Wieder-
herstellung oder Wiederbeschaffung der Sache in dersel-
ben Art und Güte infolge Technologiefortschritts nicht
mehr möglich ist. Maßgebend ist der Betrag, der für ein
Ersatzgut aufzuwenden ist, das der vom Schaden betrof-
fenen Sache in Art und Güte möglichst nahe kommt.

(10) Wiederherstellungskosten für Geschäftsunterlagen
und sonstige Datenträger

Soweit dies vereinbart ist, ersetzt der Versicherer auch
die infolge eines Versicherungsfalles notwendigen Auf-
wendungen für die Wiederherstellung oder Reproduktion
von Akten, Plänen, Geschäftsbüchern, Karteien, Zeich-
nungen, Lochkarten, Magnetbändern, Magnetplatten und
sonstigen Datenträgern, einschließlich des Neuwertes
(§ 15 Nr. 1 a) der Datenträger.
Soweit die Wiederherstellung nicht notwendig ist oder
nicht innerhalb von 3 Jahren seit Eintritt des Versiche-
rungsfalles sichergestellt wird, leistet der Versicherer
Entschädigung nur in Höhe des gemäß § 15 Nr. 5 berech-
neten Wertes des Materials.

(11) Beschleunigungskosten
Soweit dies vereinbart ist, und nicht über einen anderen
Vertrag Entschädigung erlangt werden kann, ersetzt der
Versicherer die notwendigen Kosten für Beschleu-
nigungsmaßnahmen infolge eines Versicherungsfalls für
Eil-, Express- und Luftfrachten, Überstunden, Sonntags-,
Feiertags- und Nachtarbeiten, um eine beschleunigte
Wiederbeschaffung oder Wiederherstellung zu erreichen.

(12) Aufwendungen in der Einbruchdiebstahl- und Raub-
versicherung
In der Einbruchdiebstahl- und Raubversicherung gemäß
§ 6 ersetzt der Versicherer, soweit dies vereinbart ist, die
Aufwendungen

a) für die Beseitigung von Schäden infolge eines Versi-
cherungsfalles oder durch den Versuch einer Tat gemäß
§ 6 Nr. 1 a, Nr. 1 b, Nr. 1 d oder Nr. 8

- an Dächern, Decken, Wänden, Fußböden, Türen,
Schlössern, Fenstern (ausgenommen Schaufen-
sterverglasungen), Rollläden oder Schutzgittern
von Gebäuden innerhalb des Versicherungsortes
(Gebäudeschäden)
sowie

- an Schaukästen und Vitrinen (ausgenommen Ver-
glasungen) außerhalb von Gebäuden, jedoch inner-
halb des Versicherungsortes;

b) für Schlossänderungen an den Türen von Gebäuden in-
nerhalb des Versicherungsortes, wenn Schlüssel zu
diesen Türen durch einen Versicherungsfall oder durch
eine außerhalb des Versicherungsortes begangene Tat
gemäß § 6 Nr. 1 a bis Nr. 1 c abhanden gekommen sind;
dies gilt nicht für Türen von Tresorräumen;

c) infolge Abhanden kommen von Schlüsseln zu Tresor-
räumen, mehrwandigen Stahlschränken mit einem
Mindestgewicht von 300 kg oder eingemauerten Stahl-
wandschränken mit mehrwandiger Tür, die sich inner-
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halb des Versicherungsortes befinden, für Änderung der
Schlösser und Anfertigung neuer Schlüssel, sowie für
unvermeidbares gewaltsames Öffnen und für die Wie-
derherstellung des Behältnisses oder das Schließen
dieser Öffnung.

§ 14 Örtlicher Geltungsbereich

(1) Versicherungsort

a) Versicherungsschutz besteht nur innerhalb des Ver-
sicherungsortes.
Sachen, die infolge eines eingetretenen oder unmittel-
bar bevorstehenden Versicherungsfalles aus dem Ver-
sicherungsort entfernt und in zeitlichem und örtlichen
Zusammenhang mit diesem Vorgang beschädigt oder
zerstört werden oder abhanden kommen sind jedoch
versichert. Unberührt bleibt jedoch § 39 Nr. 1.

b) Versicherungsort sind die im Versicherungsvertrag be-
zeichneten Versicherungsgrundstücke einschließlich

aa) der sich in der Nachbarschaft dieser Grundstücke
befindlichen Schaukästen, Vitrinen, Abstellplätze,
Anschlussgleise und Wasserstraßenanschlüsse;

bb) der Parkplätze, die dem Versicherungsnehmer zur
Verfügung stehen und entsprechend gekennzeich-
net sind.

Gebrauchsgegenstände von Betriebsangehörigen sind
in deren Wohnräumen nicht versichert.

c) Soweit dies vereinbart ist, gelten als Versicherungsort
auch vom Versicherungsnehmer genutzte, nicht im
Versicherungsvertrag bezeichnete Grundstücke inner-
halb der Bundesrepublik Deutschland.

d) Nur in verschlossenen Behältnissen der im Versiche-
rungsvertrag bezeichneten Art sind versichert

aa) Bargeld;

bb) Urkunden, z. B. Sparbücher und sonstige Wertpa-
piere;

cc) Briefmarken;

dd) Münzen und Medaillen;

ee) Sachen aus Silber, Gold oder Platin sowie echte
Perlen und Edelsteine, ausgenommen davon jene
Sachen, die dem Raumschmuck dienen;

ff)  Sachen, für die dies besonders vereinbart ist.

e) Registrierkassen, Rückgeldgeber und Automaten mit
Geldeinwurf (einschließlich Geldwechsler) gelten nicht
als Behältnisse im Sinne von Nr. 1 d.
Jedoch ist im Rahmen einer für Bargeld in Behältnissen
gemäß Nr. 1 d vereinbarten Versicherungssumme Bar-
geld auch in offenen Registrierkassen versichert. Die
Entschädigung ist auf 25 EUR je Registrierkasse und
außerdem auf 250 EUR je Versicherungsfall begrenzt,
soweit nicht andere Beträge vereinbart sind.

f) Im Rahmen einer für Bargeld in Behältnissen gemäß Nr.
1 d vereinbarten Versicherungssumme ist Bargeld
während der Geschäftszeit oder während vereinbarter
sonstiger Zeiträume auch ohne Verschluss gemäß Nr.
1 d versichert. Dies gilt nicht für die Einbruchdiebstahl-
versicherung gemäß § 6 Nr. 1 a.

g) In der Raubversicherung ist Versicherungsort für Schä-
den durch Raub auf Transportwegen (§ 6 Nr. 1 c) die
Bundesrepublik Deutschland, soweit nicht etwas an-

deres vereinbart ist. Der Transport beginnt mit der
Übernahme versicherter Sachen für einen unmittelbar
anschließenden Transport und endet an der Abliefe-
rungsstelle mit der Übergabe.

(2) Außenversicherung

Soweit dies vereinbart ist, besteht für Sachen, die sich
außerhalb des Versicherungsortes befinden, auch inner-
halb des vereinbarten Geltungsbereichs Versicherungs-
schutz.
Die Regelung gemäß Absatz 1 gilt, soweit nicht etwas an-
deres vereinbart ist, nicht für die

a) Elementarversicherung gemäß § 3,

b) Einbruchdiebstahl- und Raubversicherung gemäß § 6,

c) Versicherung von Schäden durch sonstige Gefahren
gemäß § 9.

§ 15 Versicherungswert und Versicherungssumme

(1) Versicherungswert bei Neuwertversicherung
Soweit Sachen zum Neuwert versichert sind, gilt:
Versicherungswert ist

a) der Neuwert;
Neuwert von Gebäuden ist der ortsübliche Neubauwert,
einschließlich Architektengebühren, sonstige Konstruk-
tions-, Planungs- und Baunebenkosten; bei sonstigen
Sachen der Betrag, der aufzuwenden ist, um Sachen
gleicher Art und Güte in neuwertigem Zustand zu be-
schaffen oder neu herzustellen;
Bestandteil des Neuwertes sind - soweit in der Versi-
cherungssumme berücksichtigt und nicht bereits in den
Vereinbarungen zu den versicherten Kosten (§ 13 Nr.
9) enthalten - auch Aufwendungen, die dadurch entste-
hen, dass die Wiederbeschaffung oder Wiederherstel-
lung der vom Schaden betroffenen Sachen in derselben
Art und Güte infolge Technologiefortschritts entweder
nicht möglich ist oder nur mit unwirtschaftlichem Auf-
wand möglich wäre. Die Ersatzgüter müssen hierbei den
vorhandenen Sachen in Art und Güte möglichst nahe
kommen.
Nicht Bestandteil des Neuwertes sind Mehrkosten durch
behördliche Wiederherstellungsbeschränkungen, die
dadurch entstehen, dass Sachen aufgrund öffentlich-
rechtlicher Vorschriften nicht in derselben Art und Güte
wiederhergestellt werden dürfen, es sei denn, dass die-
se Mehrkosten als Technologiefortschritt gemäß Abs. 2
zu berücksichtigen sind. Versicherungsschutz für
Mehrkosten durch behördliche Wiederherstellungsbe-
schränkungen besteht gemäß den Vereinbarungen zu
den versicherten Kosten (§ 13 Nr. 8).
Mehrkosten durch Preissteigerungen zwischen dem
Eintritt des Versicherungsfalls und der Wiederherstel-
lung sind ebenfalls nicht Bestandteil des Neuwerts.
Versicherungsschutz für diese Mehrkosten besteht ge-
mäß den Vereinbarungen zu den versicherten Kosten
(§ 13 Nr. 7).

b) der Zeitwert, falls er weniger als 40 %  des Neuwertes
beträgt;
der Zeitwert ergibt sich aus dem Neuwert der Sache
durch einen Abzug entsprechend ihrem insbesondere
durch den Abnutzungsgrad bestimmten Zustand;

c) der gemeine Wert, falls eine Sache im Betrieb des Ver-
sicherungsnehmers nicht mehr zu verwenden ist;
der gemeine Wert ist der erzielbare Verkaufspreis für
die Sache oder für das Altmaterial.
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(2) Versicherungswert bei Zeitwertversicherung
Soweit Sachen zum Zeitwert versichert sind, gilt:
Versicherungswert ist der Zeitwert gemäß Nr. 1 b oder
unter den dort genannten Voraussetzungen der gemeine
Wert gemäß Nr. 1 c.

(3) Versicherungswert

a) von Waren, die der Versicherungsnehmer herstellt,
auch soweit sie noch nicht fertiggestellt sind,

b) von Waren, mit denen der Versicherungsnehmer han-
delt,

c) von Rohstoffen oder

d) von Naturerzeugnissen

ist - soweit nichts anderes vereinbart ist - der Betrag, der
aufzuwenden ist, um Sachen gleicher Art und Güte wie-
derzubeschaffen oder sie mit dem Fertigungsgrad zum
Zeitpunkt des Eintritts des Versicherungsfalles neu herzu-
stellen; maßgebend ist der niedrigere Betrag.
Der Versicherungswert ist begrenzt durch den erzielbaren
Verkaufspreis, bei nicht fertig gestellten eigenen Erzeug-
nissen durch den erzielbaren Verkaufspreis der fertigen
Erzeugnisse.

(4) Versicherungswert von Wertpapieren ist

a) bei Wertpapieren mit amtlichem Kurs der mittlere Ein-
heitskurs am Tag der jeweils letzten Notierung aller
amtlichen Börsen der Bundesrepublik Deutschland;

b) bei Sparbüchern der Betrag des Guthabens;

c) bei sonstigen Wertpapieren der Marktpreis.

(5) Versicherungswert für Muster, Anschauungsmodelle,
Prototypen und Ausstellungsstücke, ferner für typenge-
bundene, für die laufende Produktion nicht mehr benötigte
Fertigungsvorrichtungen ist, soweit nichts anderes ver-
einbart ist, entweder der Zeitwert gemäß Nr. 1 b oder unter
den dort genannten Voraussetzungen der gemeine Wert
gemäß Nr. 1 c.

(6) Umsatzsteuer

Ist der Versicherungsnehmer zum Vorsteuerabzug nicht
berechtigt, so ist die Umsatzsteuer einzubeziehen.

(7) Versicherungssumme

a) Die Versicherungssumme ist der zwischen Versicherer
und Versicherungsnehmer im Einzelnen vereinbarte
Betrag, der dem Versicherungswert entsprechen soll.

b) Ist Neuwert, Zeitwert oder gemeiner Wert vereinbart
worden, soll der Versicherungsnehmer die Versiche-
rungssumme für die versicherte Sache für die Dauer
des Versicherungsverhältnisses dem jeweils gültigen
Versicherungswert anpassen.

c) Entspricht zum Zeitpunkt des Versicherungsfalles die
Versicherungssumme nicht dem Versicherungswert,
kann die Regelung über die Unterversicherung zur An-
wendung kommen (§ 16).

§ 16 Entschädigungsberechnung; Unterversicherung

(1) Entschädigungsberechnung
Ersetzt werden unter Anrechnung eventueller Restwerte

a) im Totalschadenfall
der Versicherungswert (§ 15) der versicherten Sache
unmittelbar vor Eintritt des Versicherungsfalles;

b) im Teilschadenfall
die notwendigen Kosten zur Zeit des Eintritts des Ver-
sicherungsfalles, die zur Wiederherstellung erforderlich
sind, zuzüglich einer durch den Versicherungsfall etwa
entstandenen und bei der Wiederherstellung nicht aus-
zugleichenden Wertminderung, höchstens jedoch der
Versicherungswert unmittelbar vor Eintritt des Versi-
cherungsfalles;
ein Teilschaden liegt vor, wenn die Wiederherstel-
lungskosten zuzüglich des Wertes des Altmaterials
nicht höher sind als der Versicherungswert der versi-
cherten Sache unmittelbar vor Eintritt des Versiche-
rungsfalles;
die Wiederherstellungskosten werden gekürzt, soweit
durch die Wiederherstellung der Versicherungswert der
Sache gegenüber dem Versicherungswert unmittelbar
vor Eintritt des Versicherungsfalles erhöht wird.

Soweit nicht etwas anderes vereinbart ist, bleiben be-
hördliche Wiederherstellungsbeschränkungen oder öf-
fentlich-rechtliche Vorschriften bei der Ermittlung des
Schadenbetrages unberücksichtigt, der für die Höhe der
Entschädigungsberechnung maßgebend ist.

(2) Kosten, Betriebsunterbrechungsschäden
Für Kosten gemäß § 13 Nr. 2 bis Nr. 12 oder für Betriebs-
unterbrechungsschäden wird Entschädigung nur geleistet,
soweit dies besonders vereinbart ist.

(3) Unterversicherung
Ist die Versicherungssumme niedriger als der Versiche-
rungswert unmittelbar vor Eintritt des Versicherungsfalles
(Unterversicherung), so wird nur der Teil des gemäß Nr. 1
ermittelten Betrages ersetzt, der sich zu dem ganzen Be-
trag verhält wie die Versicherungssumme zu dem Versi-
cherungswert.
Bei der Ermittlung des Versicherungswertes sind Aufwen-
dungen infolge Technologiefortschritts nicht zu berück-
sichtigen.
Ist die Entschädigung für einen Teil der in einer Position
versicherten Sachen auf bestimmte Beträge begrenzt
(§ 17 Nr. 1 c), so werden bei Ermittlung des Versiche-
rungswertes der davon betroffenen Sachen höchstens
diese Beträge berücksichtigt. Ergibt sich aus dem so er-
mittelten Versicherungswert eine Unterversicherung, so
wird der Gesamtbetrag des Schadens entsprechend ge-
kürzt, danach ist § 17 Nr. 1 c anzuwenden.

(4) Versicherung auf Erstes Risiko
Ist für einzelne Positionen die Versicherung auf Erstes Ri-
siko vereinbart, wird eine Unterversicherung bei diesen
Positionen nicht berücksichtigt.

(5) Neuwertschaden
Ist der Neuwert (§ 15 Nr. 1 a) der Versicherungswert, so
erwirbt der Versicherungsnehmer auf den Teil der Ent-
schädigung, der den Zeitwertschaden übersteigt, einen
Anspruch nur, soweit und sobald er innerhalb von drei
Jahren nach Eintritt des Versicherungsfalles sichergestellt
hat (die Erteilung bindender Aufträge genügt), dass er die
Entschädigung verwenden wird, um

a) Gebäude für den gleichen Betriebszweck innerhalb Eu-
ropas wiederherzustellen;

b) bewegliche Sachen oder Grundstücksbestandteile, die
zerstört worden oder abhanden gekommen sind, in
gleicher Art und Güte wiederzubeschaffen; für vernich-
tete Teile der maschinellen Einrichtung genügt die Wie-
derbeschaffung demselben Betriebszweck dienender
Maschinen oder Motoren, wobei Ersatzteile aus einem
etwa vorhandenen Reservelager verwendet werden
können;
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c) bewegliche Sachen oder Grundstücksbestandteile, die
beschädigt worden sind, wiederherzustellen.

(6) Zeitwertschaden
Der Zeitwertschaden wird bei zerstörten oder abhanden
gekommenen Sachen gemäß den Bestimmungen über den
Versicherungswert festgestellt. Bei beschädigten Sachen
werden die Kosten einer Reparatur um den Betrag ge-
kürzt, um den durch die Reparatur der Zeitwert der Sache
gegenüber dem Zeitwert unmittelbar vor Eintritt des Ver-
sicherungsfalles erhöht würde.

(7) Gemeiner Wert
Für Muster, Anschauungsmodelle, Prototypen und Aus-
stellungsstücke, ferner für typengebundene, für die lau-
fende Produktion nicht mehr benötigte Fertigungsvorrich-
tungen (§ 15 Nr. 5), erwirbt der Versicherungsnehmer auf
den Teil der Entschädigung, der den gemeinen Wert (§ 15
Nr. 1 c) übersteigt, einen Anspruch nur, soweit für die
Verwendung der Entschädigung die Voraussetzungen ge-
mäß Nr. 5 b oder Nr. 5 c erfüllt sind und die Wiederher-
stellung notwendig ist.

(8) Umsatzsteuer
Die Umsatzsteuer wird nicht ersetzt, wenn der Versiche-
rungsnehmer vorsteuerabzugsberechtigt ist. Das gleiche
gilt, wenn der Versicherungsnehmer die Umsatzsteuer
anlässlich der Wiederherstellung oder Wiederbeschaffung
tatsächlich nicht gezahlt hat.

§ 17 Entschädigungsgrenzen; Selbstbehalte

(1) Entschädigungsgrenzen
Der Versicherer leistet Entschädigung je Versicherungsfall
höchstens

a) bis zu der je Position vereinbarten Versicherungssum-
me;

b) bis zu der für die Gefahren/Gefahrengruppen gemäß
§§ 1 bis 9 jeweils vereinbarten Höchstentschädigung
bzw. Jahreshöchstentschädigung;

c) bis zu den Entschädigungsgrenzen, die in diesen Be-
dingungen vorgesehen oder zusätzlich vereinbart sind.

Maßgebend ist der niedrigere Betrag. § 13 Nr. 1 bleibt un-
berührt.

(2) Ereignisdefinition
Unter einem Versicherungsfall im Sinne der §§ 2 bis 5, 7
und 8 sind alle Schäden zu verstehen, die aus ein und
derselben Ursache innerhalb von 72 Stunden beginnen.

(3) Jahreshöchstentschädigung
Soweit eine Jahreshöchstentschädigung vereinbart ist,
fallen alle Versicherungsfälle, die im laufenden Versiche-
rungsjahr beginnen, insgesamt unter die Jahreshöchst-
entschädigung.

(4) Entschädigungsgrenze für Schaufensterinhalt
Für Schäden, die - insbesondere an Schaufensterinhalt -
durch Einbruchdiebstahl verursacht werden, ohne dass
der Täter das Gebäude betritt, ist die Entschädigung je
Versicherungsfall auf den vereinbarten Betrag begrenzt.

(5) Entschädigungsgrenzen für Raub auf Transportwegen
Für Schäden durch Raub auf Transportwegen
(§ 6 Nr. 1 c) leistet, soweit nicht etwas anderes vereinbart
ist, der Versicherer Entschädigung

a) über 30.000 EUR nur, wenn der Transport durch min-
destens zwei Personen durchgeführt wurde;

b) über 60.000 EUR nur, wenn der Transport durch min-
destens zwei Personen und mit Kraftwagen durchge-
führt wurde;

c) über 130.000 EUR nur, wenn der Transport durch min-
destens drei Personen und mit Kraftwagen durchgeführt
wurde;

d)  über 260.000 EUR nur, wenn der Transport durch min-
destens drei Personen mit Kraftwagen und außerdem
unter polizeilichem Schutz oder unter besonderen, mit
dem Versicherer vorher für den Einzelfall oder für
mehrere Fälle schriftlich vereinbarten Sicherheitsvor-
kehrungen durchgeführt wurde.

(6) Transport durch mehrere Personen
Soweit Nr. 5 Transport durch mehrere Personen voraus-
setzt, muss gemeinschaftlicher Gewahrsam dieser Per-
sonen an den versicherten Sachen bestehen. Gewahrsam
haben nur Personen, die sich unmittelbar bei den Sachen
befinden.
Soweit Nr. 5 Transport mit Kraftwagen voraussetzt, zählt
der Fahrer nicht als den Transport durchführende Person.
Jedoch müssen in seiner Person die Voraussetzungen ge-
mäß § 6 Nr. 5 a bb vorliegen. Gewahrsam an Sachen in
Kraftwagen haben nur die Personen, die sich in oder un-
mittelbar bei dem Kraftwagen befinden.

(7) Selbstbehalt
Ist ein Selbstbehalt vereinbart, so wird die Entschädigung
je Versicherungsfall um den vereinbarten Betrag gekürzt.
Treffen mehrere Selbstbehalte zusammen, so ist nur der
höchste Selbstbehalt anzuwenden.

§ 18 Zahlung und Verzinsung der Entschädigung

(1) Fälligkeit der Entschädigung

a) Die Entschädigung wird fällig, wenn die Feststellungen
des Versicherers zum Grunde und zur Höhe des An-
spruchs abgeschlossen sind.
Der Versicherungsnehmer kann zwei Wochen nach
Meldung des Schadens den Betrag als Abschlagszah-
lung beanspruchen, der nach Lage der Sache min-
destens zu zahlen ist.

b) Der über den Zeitwertschaden hinausgehende Teil der
Entschädigung wird fällig, nachdem der Versicherungs-
nehmer gegenüber dem Versicherer den Nachweis ge-
führt hat, dass er die Wiederherstellung oder Wieder-
beschaffung sichergestellt hat.

c) Der über den gemeinen Wert hinausgehende Teil der
Entschädigung für Anschauungsmodelle, Prototypen,
Ausstellungsstücke sowie typengebundene, für die lau-
fende Produktion nicht mehr benötigte Fertigungsvor-
richtungen wird fällig, nachdem der Versicherungsneh-
mer gegenüber dem Versicherer den Nachweis geführt
hat, dass er die Wiederherstellung oder Wiederbe-
schaffung sichergestellt hat.

(2) Rückzahlung des Neuwert- oder Zeitwertanteils

Der Versicherungsnehmer ist zur Rückzahlung der vom
Versicherer nach Nr. 1 b oder 1 c geleisteten Entschädi-
gung verpflichtet, wenn die Sache infolge eines Verschul-
dens des Versicherungsnehmers nicht innerhalb einer an-
gemessenen Frist wiederhergestellt oder wiederbeschafft
worden ist.
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(3) Verzinsung

Für die Verzinsung gilt, soweit nicht aus einem anderen
Rechtsgrund eine weitergehende Zinspflicht besteht:

a) Die Entschädigung ist - soweit sie nicht innerhalb eines
Monats nach Meldung des Schadens geleistet wird - seit
Anzeige des Schadens zu verzinsen;

b) Der über den Zeitwertschaden hinausgehende Teil der
Entschädigung ist ab dem Zeitpunkt zu verzinsen, in
dem der Versicherungsnehmer die Sicherstellung der
Wiederherstellung oder Wiederbeschaffung versi-
cherter Sachen gegenüber dem Versicherer nachge-
wiesen hat;

c) Der Zinssatz beträgt 4 Prozent pro Jahr;

d) Die Zinsen werden zusammen mit der Entschädigung
fällig.

(4) Hemmung

Bei der Berechnung der Fristen gemäß Nr. 1, Nr. 3 a und
Nr. 3 b ist der Zeitraum nicht zu berücksichtigen, in dem
infolge Verschuldens des Versicherungsnehmers die Ent-
schädigung nicht ermittelt oder nicht gezahlt werden kann.

(5) Aufschiebung der Zahlung

Der Versicherer kann die Zahlung aufschieben, solange

a) Zweifel an der Empfangsberechtigung des Versiche-
rungsnehmers bestehen;

b) ein behördliches oder strafgerichtliches Verfahren ge-
gen den Versicherungsnehmer oder seinen Repräsen-
tanten aus Anlass dieses Versicherungsfalles noch
läuft;

c) eine Mitwirkung des Realgläubigers gemäß den ge-
setzlichen Bestimmungen über die Sicherung von Re-
algläubigern nicht erfolgte.

§ 19 Sachverständigenverfahren

(1) Feststellung der Schadenhöhe

Der Versicherungsnehmer kann nach Eintritt des Versi-
cherungsfalles verlangen, dass die Höhe des Schadens in
einem Sachverständigenverfahren festgestellt wird. Ein
solches Sachverständigenverfahren können Versicherer
und Versicherungsnehmer auch gemeinsam vereinbaren.

(2) Weitere Feststellungen

Das Sachverständigenverfahren kann durch Vereinbarung
auf weitere Feststellungen zum Versicherungsfall ausge-
dehnt werden.

(3) Verfahren vor Feststellung

Für das Sachverständigenverfahren gilt:

a) Jede Partei hat in Textform einen Sachverständigen zu
benennen. Eine Partei, die ihren Sachverständigen be-
nannt hat, kann die andere unter Angabe des von ihr
genannten Sachverständigen in Textform auffordern,
den zweiten Sachverständigen zu benennen. Wird der
zweite Sachverständige nicht innerhalb von zwei Wo-
chen nach Zugang der Aufforderung benannt, so kann
ihn die auffordernde Partei durch das für den Schaden-
ort zuständige Amtsgericht ernennen lassen. In der
Aufforderung durch den Versicherer ist der Versiche-
rungsnehmer auf diese Folge hinzuweisen.

b) Der Versicherer darf als Sachverständigen keine Person
benennen, die Mitbewerber des Versicherungsnehmers
ist oder mit ihm in dauernder Geschäftsverbindung
steht; ferner keine Person, die bei Mitbewerbern oder
Geschäftspartnern angestellt ist oder mit ihnen in einem
ähnlichen Verhältnis steht.

c) Beide Sachverständige benennen in Textform vor Be-
ginn ihrer Feststellungen einen dritten Sachverstän-
digen als Obmann. Die Regelung unter b gilt entspre-
chend für die Benennung eines Obmannes durch die
Sachverständigen. Einigen sich die Sachverständigen
nicht, so wird der Obmann auf Antrag einer Partei durch
das für den Schadenort zuständige Amtsgericht er-
nannt.

(4) Feststellung

Die Feststellungen der Sachverständigen müssen enthal-
ten:

a) ein Verzeichnis der abhanden gekommenen, zerstörten
und beschädigten versicherten Sachen sowie deren
nach dem Versicherungsvertrag in Frage kommenden
Versicherungswerte zum Zeitpunkt des Versicherungs-
falles;

b) die Wiederherstellungs- und Wiederbeschaffungsko-
sten;

c) die Restwerte, der vom Schaden betroffenen Sachen;

d) die nach dem Versicherungsvertrag versicherten Ko-
sten.

(5) Verfahren nach Feststellung

Der Sachverständige übermittelt seine Feststellungen
beiden Parteien gleichzeitig. Weichen die Feststellungen
der Sachverständigen voneinander ab, so übergibt der
Versicherer sie unverzüglich dem Obmann. Dieser ent-
scheidet über die streitig gebliebenen Punkte innerhalb
der durch die Feststellungen der Sachverständigen gezo-
genen Grenzen und übermittelt seine Entscheidung beiden
Parteien gleichzeitig.
Die Feststellungen der Sachverständigen oder des Ob-
mannes sind für die Vertragsparteien verbindlich, wenn
nicht nachgewiesen wird, dass sie offenbar von der wirk-
lichen Sachlage erheblich abweichen. Aufgrund dieser
verbindlichen Feststellungen berechnet der Versicherer
die Entschädigung.
Im Falle unverbindlicher Feststellungen erfolgen diese
durch gerichtliche Entscheidung. Dies gilt auch, wenn die
Sachverständigen die Feststellung nicht treffen können
oder wollen oder sie verzögern.

(6) Kosten

Sofern nicht etwas anderes vereinbart ist, trägt jede Partei
die Kosten ihres Sachverständigen. Die Kosten des Ob-
mannes tragen beide Parteien je zur Hälfte.

(7) Obliegenheiten

Durch das Sachverständigenverfahren werden die Oblie-
genheiten des Versicherungsnehmers nicht berührt.

§ 20 Vertraglich vereinbarte Sicherheitsvorschriften

(1) Sicherheitsvorschriften

Vor Eintritt des Versicherungsfalls hat der Versicherungs-
nehmer:
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a) die versicherten Sachen, insbesondere wasserführende
Anlagen und Einrichtungen, Dächer und außen an den
versicherten Gebäuden angebrachte Sachen stets im
ordnungsgemäßen Zustand zu erhalten und Mängel
oder Schäden unverzüglich beseitigen zu lassen;

b) eine übliche Datensicherung zu betreiben und Vor-
schriften/Hinweise des Herstellers zur Wartung und
Pflege der Datensicherungsanlage und der Datenträger
zu beachten;

c) in der Elementarversicherung
in Räumen unter Erdgleiche aufbewahrte versicherte
Sachen mindestens 12 cm oder mindestens eine ver-
einbarte andere Höhe über dem Fußboden zu lagern;

d) in der Leitungswasserversicherung

aa) nicht benutzte Räume genügend häufig zu kontrol-
lieren oder dort alle wasserführenden Anlagen und
Einrichtungen abzusperren, zu entleeren und ent-
leert zu halten;

bb) während der kalten Jahreszeit alle Räume genü-
gend zu beheizen und dies genügend häufig zu kon-
trollieren oder dort alle wasserführenden Anlagen
und Einrichtungen abzusperren, zu entleeren und
entleert zu halten;

cc) in Räumen unter Erdgleiche aufbewahrte versi-
cherte Sachen mindestens 12 cm oder mindestens
eine vereinbarte andere Höhe über dem Fußboden
zu lagern.

e) in der Einbruchdiebstahlversicherung, solange die Ar-
beit in dem Betrieb ruht,

aa) die Türen und alle sonstigen Öffnungen stets ord-
nungsgemäß verschlossen zu halten;

bb) alle bis zur Abgabe seiner Vertragserklärung vor-
handenen und alle zusätzlich vereinbarten Siche-
rungen voll gebrauchsfähig zu erhalten und zu be-
tätigen;
ruht die Arbeit nur in einem Teil des Versiche-
rungsortes, so gelten diese Vorschriften nur für Öff-
nungen und Sicherungen der davon betroffenen
Räume; vertragliche Abweichungen bedürfen der
Textform.

(2) Folgen der Obliegenheitsverletzung

Verletzt der Versicherungsnehmer die in Nr. 1 genannten
Obliegenheiten, ist der Versicherer unter den in § 31 be-
schriebenen Vorraussetzungen zur Kündigung berechtigt
oder auch ganz oder teilweise leistungsfrei.

§ 21 Besondere gefahrerhöhende Umstände

Eine anzeigepflichtige Gefahrerhöhung gemäß § 32 kann
insbesondere - aber nicht nur - dann vorliegen, wenn

a) sich ein Umstand ändert, nach dem der Versicherer vor
Vertragsschluss gefragt hat;

b) von der dokumentierten Betriebeschreibung abge-
wichen wird, oder Um-, Neu- oder Erweiterungsbauten
durchgeführt werden, oder ein Gebäude oder der über-
wiegende Teil des Gebäudes nicht genutzt wird;

c) Räumlichkeiten, die oben, unten oder seitlich an den
Versicherungsort angrenzen, dauernd oder vorüberge-
hend nicht mehr benutzt werden;

d) in der Einbruchdiebstahl- und Raubversicherung nach
Verlust eines Schlüssels für einen Zugang zum Versi-
cherungsort oder für ein Behältnis mit vereinbarten zu-
sätzlichen Sicherheitsmerkmalen das Schloss nicht un-
verzüglich gegen ein gleichwertiges ersetzt wird; im
übrigen gilt § 6 Nr. 3 e.

§ 22 Wiederherbeigeschaffte Sachen

(1) Anzeigepflicht

Wird der Verbleib abhanden gekommener Sachen ermit-
telt, hat der Versicherungsnehmer oder der Versicherer
dies nach Kenntniserlangung unverzüglich dem Vertrags-
partner in Textform anzuzeigen.

(2) Wiedererhalt vor Zahlung der Entschädigung

Hat der Versicherungsnehmer den Besitz einer abhanden
gekommenen Sache zurückerlangt, bevor die volle Ent-
schädigung für diese Sache gezahlt worden ist, so behält
er den Anspruch auf die Entschädigung, falls er die Sache
innerhalb von zwei Wochen dem Versicherer zur Verfü-
gung stellt. Andernfalls ist eine für diese Sache gewährte
Zahlung zurückzugeben.

(3) Wiedererhalt nach Zahlung der Entschädigung

a) Hat der Versicherungsnehmer den Besitz einer ab-
handen gekommenen Sache zurückerlangt, nachdem
für diese Sache eine Entschädigung in voller Höhe ihres
Versicherungswertes gezahlt worden ist, so hat der
Versicherungsnehmer die Entschädigung zurückzu-
zahlen oder die Sache dem Versicherer zur Verfügung
zu stellen. Der Versicherungsnehmer hat dieses Wahl-
recht innerhalb von zwei Wochen nach Empfang einer
schriftlichen Aufforderung des Versicherers auszuüben;
nach fruchtlosem Ablauf dieser Frist geht das Wahlrecht
auf den Versicherer über.

b) Hat der Versicherungsnehmer den Besitz einer ab-
handen gekommenen Sache zurückerlangt, nachdem
für diese Sache eine Entschädigung gezahlt worden ist,
die bedingungsgemäß geringer als der Versicherungs-
wert ist, so kann der Versicherungsnehmer die Sache
behalten und muss sodann die Entschädigung zurück-
zahlen. Erklärt er sich hierzu innerhalb von zwei Wochen
nach Empfang einer schriftlichen Aufforderung des
Versicherers nicht bereit, so hat der Versicherungs-
nehmer die Sache im Einvernehmen mit dem Versiche-
rer öffentlich meistbietend verkaufen zu lassen. Von
dem Erlös abzüglich der Verkaufskosten erhält der Ver-
sicherer den Anteil, welcher der von ihm geleisteten
bedingungsgemäßen Entschädigung entspricht.

(4) Beschädigte Sachen

Sind wiederbeschaffte Sachen beschädigt worden, so kann
der Versicherungsnehmer die bedingungsgemäße Ent-
schädigung in Höhe der Reparaturkosten auch dann ver-
langen oder behalten, wenn die Sachen in den Fällen von
Nr. 2 oder Nr. 3 bei ihm verbleiben.

(5) Gleichstellung

Dem Besitz einer zurückerlangten Sache steht es gleich,
wenn der Versicherungsnehmer die Möglichkeit hat, sich
den Besitz wieder zu verschaffen.

(6) Übertragung der Rechte

Hat der Versicherungsnehmer dem Versicherer zurücker-
langte Sachen zur Verfügung zu stellen, so hat er dem
Versicherer den Besitz, das Eigentum und alle sonstigen
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Rechte zu übertragen, die ihm mit Bezug auf diese Sache
zustehen.

(7) Rückabwicklung bei kraftlos erklärten Wertpapieren

Ist ein Wertpapier in einem Aufgebotsverfahren für kraft-
los erklärt worden, so hat der Versicherungsnehmer die
gleichen Rechte und Pflichten, wie wenn er das Wertpapier
zurückerlangt hätte. Jedoch kann der Versicherungsneh-
mer die Entschädigung behalten, soweit ihm durch Verzö-
gerung fälliger Leistungen aus den Wertpapieren ein
Zinsverlust entstanden ist.

§ 23 Veräußerung der versicherten Sachen

(1) Rechtsverhältnisse nach Eigentumsübergang

a) Wird die versicherte Sache vom Versicherungsnehmer
veräußert, so tritt zum Zeitpunkt des Eigentumsüber-
gangs (bei Immobilien das Datum des Grundbuchein-
trages) an dessen Stelle der Erwerber in die während
der Dauer seines Eigentums aus dem Versicherungs-
verhältnis sich ergebenden Rechte und Pflichten des
Versicherungsnehmers ein.

b) Der Veräußerer und der Erwerber haften für den Bei-
trag, der auf die zur Zeit des Eintrittes des Erwerbers
laufende Versicherungsperiode entfällt, als Gesamt-
schuldner.

c) Der Versicherer muss den Eintritt des Erwerbers erst
gegen sich gelten lassen, wenn er hiervon Kenntnis er-
langt.

(2) Kündigungsrechte

a) Der Versicherer ist berechtigt, dem Erwerber das Ver-
sicherungsverhältnis unter Einhaltung einer Frist von
einem Monat zu kündigen. Dieses Kündigungsrecht er-
lischt, wenn es nicht innerhalb eines Monats ab der
Kenntnis des Versicherers von der Veräußerung aus-
geübt wird.

b) Der Erwerber ist berechtigt, das Versicherungsverhält-
nis mit sofortiger Wirkung oder zum Ende der laufenden
Versicherungsperiode in Textform zu kündigen.
Das Kündigungsrecht erlischt, wenn es nicht innerhalb
eines Monats nach dem Erwerb, bei fehlender Kenntnis
des Erwerbers vom Bestehen der Versicherung inner-
halb eines Monats ab Erlangung der Kenntnis, ausgeübt
wird.

c) Im Falle der Kündigung nach a und b haftet der Veräu-
ßerer allein für die Zahlung des Beitrages.

(3) Anzeigepflichten

a) Die Veräußerung ist dem Versicherer vom Veräußerer
oder Erwerber unverzüglich in Textform anzuzeigen.

b) Ist die Anzeige unterblieben, so ist der Versicherer nicht
zur Leistung verpflichtet, wenn der Versicherungsfall
später als einen Monat nach dem Zeitpunkt eintritt, zu
dem die Anzeige hätte zugehen müssen, und der Versi-
cherer nachweist, dass er den mit dem Veräußerer be-
stehenden Vertrag mit dem Erwerber nicht geschlossen
hätte.

c) Abweichend von b ist der Versicherer zur Leistung ver-
pflichtet, wenn ihm die Veräußerung zu dem Zeitpunkt
bekannt war, zu dem ihm die Anzeige hätten zugehen
müssen, oder wenn zur Zeit des Eintrittes des Versi-
cherungsfalles die Frist für die Kündigung des Ver-
sicherers abgelaufen war und er nicht gekündigt hat.

§ 24 Anzeigepflichten des Versicherungsnehmers oder
seines Vertreters bis zum Vertragsschluss

(1) Wahrheitsgemäße und vollständige Anzeigepflicht von
Gefahrumständen

a) Der Versicherungsnehmer hat bis zur Abgabe seiner
Vertragserklärung dem Versicherer alle ihm bekannten
Gefahrumstände anzuzeigen, nach denen der Versi-
cherer in Textform gefragt hat und die für dessen Ent-
schluss erheblich sind, den Vertrag mit dem verein-
barten Inhalt zu schließen.

b) Der Versicherer erkennt an, dass ihm alle Umstände
bekanntgeworden sind, die bis zur Abgabe der Ver-
tragserklärung des Versicherungsnehmers gegeben
und für die Übernahme der Gefahr erheblich waren.

c) Dies gilt nicht für Umstände, die arglistig verschwiegen
worden sind. Nr. 1 b gilt auch für den Zeitpunkt der Be-
sichtigung.

d) Der Versicherungsnehmer ist auch insoweit zur Anzeige
verpflichtet, als nach seiner Vertragserklärung, aber
vor Vertragsannahme der Versicherer in Textform Fra-
gen im Sinne der Nr. 1 a stellt.

(2) Rechtsfolgen der Verletzung der Anzeigepflicht

a) Vertragsänderung
Hat der Versicherungsnehmer die Anzeigepflicht nicht
vorsätzlich verletzt und hätte der Versicherer bei
Kenntnis der nicht angezeigten Gefahrumstände den
Vertrag auch zu anderen Bedingungen geschlossen, so
werden die anderen Bedingungen auf Verlangen des
Versicherers rückwirkend Vertragsbestandteil.
Bei einer vom Versicherungsnehmer unverschuldeten
Pflichtverletzung werden die anderen Bedingungen ab
der laufenden Versicherungsperiode Vertragsbestand-
teil. Erhöht sich durch eine Vertragsänderung der Bei-
trag um mehr als 10 %  oder schließt der Versicherer die
Gefahrabsicherung für den nicht angezeigten Umstand
aus, so kann der Versicherungsnehmer den Vertrag in-
nerhalb eines Monats nach Zugang der Mitteilung des
Versicherers ohne Einhaltung einer Frist kündigen. In
dieser Mitteilung der Vertragsänderung hat der Versi-
cherer den Versicherungsnehmer auf dessen Kündi-
gungsrecht hinzuweisen.

b) Rücktritt und Leistungsfreiheit
Verletzt der Versicherungsnehmer seine Anzeigepflicht
nach Nr. 1, kann der Versicherer vom Vertrag zurück-
treten, es sei denn, der Versicherungsnehmer hat die
Anzeigepflicht weder vorsätzlich noch grob fahrlässig
verletzt.
Bei grober Fahrlässigkeit des Versicherungsnehmers
ist das Rücktrittsrecht des Versicherers ausge-
schlossen, wenn der Versicherungsnehmer nachweist,
dass der Versicherer den Vertrag bei Kenntnis der nicht
angezeigten Umstände zu gleichen oder anderen Be-
dingungen abgeschlossen hätte. Tritt der Versicherer
nach Eintritt des Versicherungsfalles zurück, so ist er
nicht zur Leistung verpflichtet, es sei denn, der Versi-
cherungsnehmer weist nach, dass die Verletzung der
Anzeigepflicht sich auf einen Umstand bezieht, der we-
der für den Eintritt oder die Feststellung des Versiche-
rungsfalles noch für die Feststellung oder den Umfang
der Leistungspflicht des Versicherers ursächlich ist. Hat
der Versicherungsnehmer die Anzeigepflicht arglistig
verletzt, ist der Versicherer nicht zur Leistung ver-
pflichtet.

c) Kündigung
Verletzt der Versicherungsnehmer seine Anzeigepflicht
nach Nr. 1 leicht fahrlässig oder schuldlos, kann der
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Versicherer den Vertrag unter Einhaltung einer Frist von
einem Monat kündigen, es sei denn, der Versicherer
hätte den Vertrag bei Kenntnis der nicht angezeigten
Umstände zu gleichen oder anderen Bedingungen ab-
geschlossen.

d) Ausschluss von Rechten des Versicherers
Die Rechte des Versicherers zur Vertragsänderung (a),
zum Rücktritt (b) und zur Kündigung (c) sind jeweils
ausgeschlossen, wenn der Versicherer den nicht ange-
zeigten Gefahrenumstand oder die unrichtige Anzeige
kannte.

e) Anfechtung
Das Recht des Versicherers, den Vertrag wegen argli-
stiger Täuschung anzufechten, bleibt unberührt.

(3) Frist für die Ausübung der Rechte des Versicherers

Die Rechte zur Vertragsänderung (Nr. 2 a), zum Rücktritt
(Nr. 2 b) oder zur Kündigung (Nr. 2 c) muss der Versicherer
innerhalb eines Monats schriftlich geltend machen und
dabei die Umstände angeben, auf die er seine Erklärung
stützt; zur Begründung kann er nachträglich weitere Um-
stände innerhalb eines Monats nach deren Kenntniser-
langung angeben.
Die Monatsfrist beginnt mit dem Zeitpunkt, zu dem der
Versicherer von der Verletzung der Anzeigepflicht und der
Umstände Kenntnis erlangt, die das von ihm jeweils gel-
tend gemachte Recht begründen.

(4) Rechtsfolgenhinweis

Die Rechte zur Vertragsänderung (Nr. 2 a), zum Rücktritt
(Nr. 2 b) und zur Kündigung (Nr. 2 c) stehen dem Versi-
cherer nur zu, wenn er den Versicherungsnehmer durch
gesonderte Mitteilung in Textform auf die Folgen der Ver-
letzung der Anzeigepflicht hingewiesen hat.

(5) Vertreter des Versicherungsnehmers

Wird der Vertrag von einem Vertreter des Versicherungs-
nehmers geschlossen, so sind bei der Anwendung von Nr.
1 und 2 sowohl die Kenntnis und die Arglist des Vertreters
als auch die Kenntnis und die Arglist des Versicherungs-
nehmers zu berücksichtigen.
Der Versicherungsnehmer kann sich darauf, dass die An-
zeigepflicht nicht vorsätzlich oder grob fahrlässig verletzt
worden ist, nur berufen, wenn weder dem Vertreter noch
dem Versicherungsnehmer Vorsatz oder grobe Fahrläs-
sigkeit zur Last fällt.

(6) Erlöschen der Rechte des Versicherers

Die Rechte des Versicherers zur Vertragsänderung
(Nr. 2 a), zum Rücktritt (Nr. 2 b) und zur Kündigung
(Nr. 2 c) erlöschen mit Ablauf von fünf Jahren nach Ver-
tragsschluss; dies gilt nicht für Versicherungsfälle, die vor
Ablauf dieser Frist eingetreten sind.
Die Frist beläuft sich auf zehn Jahre, wenn der Versiche-
rungsnehmer oder sein Vertreter die Anzeigepflicht vor-
sätzlich oder arglistig verletzt hat.

§ 25 Beginn des Versicherungsschutzes, Fälligkeit, Folgen
verspäteter Zahlung oder Nichtzahlung des Erst- oder
Einmalbeitrages

(1) Beginn des Versicherungsschutzes

Der Versicherungsschutz beginnt vorbehaltlich der Rege-
lungen in Nr. 3 und 4 zu dem im Versicherungsschein an-
gegebenen Zeitpunkt.

(2) Fälligkeit des Erst- oder Einmalbeitrages

Der erste oder einmalige Beitrag ist - unabhängig von dem
Bestehen eines Widerrufrechts - unverzüglich nach dem
Zeitpunkt des vereinbarten und im Versicherungsschein
angegebenen Versicherungsbeginns zu zahlen.
Liegt der vereinbarte Zeitpunkt des Versicherungsbeginns
vor Vertragsschluss, ist der erste oder einmalige Beitrag
unverzüglich nach Vertragsschluss zu zahlen. Zahlt der
Versicherungsnehmer nicht unverzüglich nach dem in
Satz 1 oder 2 bestimmten Zeitpunkt, beginnt der Versi-
cherungsschutz erst, nachdem die Zahlung bewirkt ist.
Weicht der Versicherungsschein vom Antrag des Versi-
cherungsnehmers oder getroffenen Vereinbarungen ab,
ist der erste oder einmalige Beitrag frühestens einen Mo-
nat nach Zugang des Versicherungsscheins zu zahlen.
Bei Vereinbarung der Beitragszahlung in Raten gilt die
erste Rate als erster Beitrag.

(3) Rücktrittsrecht des Versicherers bei Zahlungsverzug

Wird der erste oder einmalige Beitrag nicht zu dem nach
Nr. 2 maßgebenden Fälligkeitszeitpunkt gezahlt, so kann
der Versicherer vom Vertrag zurücktreten, solange die
Zahlung nicht bewirkt ist.
Der Rücktritt ist ausgeschlossen, wenn der Versiche-
rungsnehmer die Nichtzahlung nicht zu vertreten hat.

(4) Leistungsfreiheit des Versicherers

Wenn der Versicherungsnehmer den ersten oder einma-
ligen Beitrag nicht zu dem nach Nr. 2 maßgebenden Fäl-
ligkeitszeitpunkt zahlt, so ist der Versicherer für einen vor
Zahlung des Beitrages eingetretenen Versicherungsfall
nicht zur Leistung verpflichtet, wenn er den Versiche-
rungsnehmer durch gesonderte Mitteilung in Textform
oder durch einen auffälligen Hinweis im Versicherungs-
schein auf diese Rechtsfolge der Nichtzahlung des Beitra-
ges aufmerksam gemacht hat.
Die Leistungsfreiheit tritt jedoch nicht ein, wenn der Ver-
sicherungsnehmer die Nichtzahlung nicht zu vertreten hat.

§ 26 Dauer und Ende des Vertrages

(1) Dauer

Der Vertrag ist für den im Versicherungsschein angege-
benen Zeitraum abgeschlossen.
Die Versicherung von Schäden durch Innere Unruhen,
böswillige Beschädigung, Streik oder Aussperrung kann
während der vereinbarten Laufzeit des Versicherungs-
vertrages vom Versicherungsnehmer oder Versicherer
jederzeit ohne Einhalten einer Frist gekündigt werden. Die
Kündigung wird 1 Woche nach Zugang wirksam.

(2) Stillschweigende Verlängerung

Bei einer Vertragsdauer von mindestens einem Jahr ver-
längert sich der Vertrag um jeweils ein Jahr, wenn nicht
einer der Vertragsparteien spätestens drei Monate vor
dem Ablauf des jeweiligen Versicherungsjahres eine Kün-
digung zugegangen ist.

(3) Kündigung bei mehrjährigen Verträgen

Der Vertrag kann bei einer Vertragslaufzeit von mehr als
drei Jahren zum Ablauf des dritten oder jedes darauf fol-
genden Jahres unter Einhaltung einer Frist von drei Mo-
naten vom Versicherungsnehmer gekündigt werden.
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Die Kündigung muss dem Versicherer spätestens drei
Monate vor dem Ablauf des jeweiligen Versicherungsjah-
res zugehen.

(4) Vertragsdauer von weniger als einem Jahr

Bei einer Vertragsdauer von weniger als einem Jahr endet
der Vertrag, ohne dass es einer Kündigung bedarf, zum
vorgesehenen Zeitpunkt.

(5) Wegfall des versicherten Interesses

Fällt das versicherte Interesse nach dem Beginn der Ver-
sicherung weg, endet der Vertrag zu dem Zeitpunkt, zu
dem der Versicherer vom Wegfall des Risikos Kenntnis
erlangt.

§ 27 Folgebeitrag

(1) Fälligkeit

a) Ein Folgebeitrag wird zu dem vereinbarten Zeitpunkt
der jeweiligen Versicherungsperiode fällig.

b) Die Zahlung gilt als rechtzeitig, wenn sie innerhalb des
im Versicherungsschein oder in der Beitragsrechnung
angegebenen Zeitraums bewirkt ist.

(2) Schadenersatz bei Verzug

Ist der Versicherungsnehmer mit der Zahlung eines Fol-
gebeitrags in Verzug, ist der Versicherer berechtigt, Ersatz
des ihm durch den Verzug entstandenen Schadens zu
verlangen.

(3) Leistungsfreiheit und Kündigungsrecht nach Mahnung

a) Der Versicherer kann den Versicherungsnehmer bei
nicht rechtzeitiger Zahlung eines Folgebeitrags auf
dessen Kosten in Textform zur Zahlung auffordern und
eine Zahlungsfrist von mindestens zwei Wochen ab Zu-
gang der Zahlungsaufforderung bestimmen (Mahnung).
Die Mahnung ist nur wirksam, wenn der Versicherer je
Vertrag die rückständigen Beträge des Beitrags, Zinsen
und Kosten im Einzelnen beziffert und außerdem auf die
Rechtsfolgen - Leistungsfreiheit und Kündigungsrecht -
aufgrund der nicht fristgerechten Zahlung hinweist.

b) Tritt nach Ablauf der in der Mahnung gesetzten Zah-
lungsfrist ein Versicherungsfall ein und ist der Versi-
cherungsnehmer bei Eintritt des Versicherungsfalles
mit der Zahlung des Beitrags oder der Zinsen oder Ko-
sten in Verzug, so ist der Versicherer von der Ver-
pflichtung zur Leistung frei.

c) Der Versicherer kann nach Ablauf der in der Mahnung
gesetzten Zahlungsfrist den Vertrag ohne Einhaltung
einer Kündigungsfrist mit sofortiger Wirkung kündigen,
sofern der Versicherungsnehmer mit der Zahlung der
geschuldeten Beträge in Verzug ist.
Die Kündigung kann mit der Bestimmung der Zah-
lungsfrist so verbunden werden, dass sie mit Fristablauf
wirksam wird, wenn der Versicherungsnehmer zu die-
sem Zeitpunkt mit der Zahlung in Verzug ist. Hierauf ist
der Versicherungsnehmer bei der Kündigung aus-
drücklich hinzuweisen.

(4) Zahlung des Beitrages nach Kündigung

Die Kündigung wird unwirksam, wenn der Versicherungs-
nehmer innerhalb eines Monats nach der Kündigung oder,
wenn sie mit der Fristbestimmung verbunden worden ist,
innerhalb eines Monats nach Fristablauf die Zahlung lei-
stet.

Die Regelung über die Leistungsfreiheit des Versicherers
(Nr. 3 b) bleibt unberührt.

§ 28 Lastschriftverfahren

(1) Pflichten des Versicherungsnehmers

Ist zur Einziehung des Beitrags das Lastschriftverfahren
vereinbart worden, hat der Versicherungsnehmer zum
Zeitpunkt der Fälligkeit des Beitrags für eine ausreichende
Deckung des Kontos zu sorgen.

(2) Änderung des Zahlungsweges

Hat es der Versicherungsnehmer zu vertreten, dass ein
oder mehrere Beiträge, trotz wiederholtem Einziehungs-
versuch, nicht eingezogen werden können, ist der Versi-
cherer berechtigt, die Lastschriftvereinbarung in Textform
zu kündigen.
Der Versicherer hat in der Kündigung darauf hinzuweisen,
dass der Versicherungsnehmer verpflichtet ist, den aus-
stehenden Beitrag und zukünftige Beiträge selbst zu
übermitteln.
Durch die Banken erhobene Bearbeitungsgebühren für
fehlgeschlagenen Lastschrifteinzug können dem Versi-
cherungsnehmer in Rechnung gestellt werden.

§ 29 Beiträge, Versicherungsperiode

Je nach Vereinbarung werden die Beiträge entweder
durch laufende Zahlungen monatlich, vierteljährlich, halb-
jährlich, jährlich oder als Einmalbeitrag im Voraus gezahlt.
Entsprechend der Vereinbarung über laufende Zahlungen
umfasst die Versicherungsperiode einen Monat, ein Vier-
teljahr, ein halbes Jahr oder ein Jahr. Bei einem Einmal-
beitrag ist die Versicherungsperiode die vereinbarte Ver-
tragsdauer, jedoch höchstens ein Jahr.

§ 30 Beitrag bei vorzeitiger Vertragsbeendigung

(1) Allgemeiner Grundsatz

a) Im Falle der Beendigung des Versicherungsverhältnis-
ses vor Ablauf der Versicherungsperiode steht dem
Versicherer für diese Versicherungsperiode nur derje-
nige Teil des Beitrages zu, der dem Zeitraum entspricht,
in dem der Versicherungsschutz bestanden hat.

b) Fällt das versicherte Interesse nach dem Beginn der
Versicherung weg, steht dem Versicherer der Beitrag
zu, den er hätte beanspruchen können, wenn die Versi-
cherung nur bis zu dem Zeitpunkt beantragt worden
wäre, zu dem der Versicherer vom Wegfall des Interes-
ses Kenntnis erlangt hat.

(2) Beitrag oder Geschäftsgebühr bei Widerruf, Rücktritt,
Anfechtung und fehlendem versicherten Interesse

a) Übt der Versicherungsnehmer sein Recht aus, seine
Vertragserklärung innerhalb von zwei Wochen zu wi-
derrufen, hat der Versicherer nur den auf die Zeit nach
Zugang des Widerrufs entfallenden Teil des Beitrags zu
erstatten. Voraussetzung ist, dass der Versicherer in
der Belehrung über das Widerrufsrecht, über die
Rechtsfolgen des Widerrufs und den zu zahlenden Be-
trag hingewiesen und der Versicherungsnehmer zuge-
stimmt hat, dass der Versicherungsschutz vor Ende der
Widerrufsfrist beginnt. Ist die Belehrung nach Satz 2
unterblieben, hat der Versicherer zusätzlich den für das
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erste Versicherungsjahr gezahlten Beitrag zu erstatten;
dies gilt nicht, wenn der Versicherungsnehmer Lei-
stungen aus dem Versicherungsvertrag in Anspruch
genommen hat.

b) Wird das Versicherungsverhältnis durch Rücktritt des
Versicherers beendet, weil der Versicherungsnehmer
Gefahrumstände, nach denen der Versicherer vor Ver-
tragsannahme in Textform gefragt hat, nicht angezeigt
hat, so steht dem Versicherer der Beitrag bis zum
Wirksamwerden der Rücktrittserklärung zu.
Wird das Versicherungsverhältnis durch Rücktritt des
Versicherers beendet, weil der erste oder der einmalige
Beitrag nicht rechtzeitig gezahlt worden ist, so steht
dem Versicherer eine angemessene Geschäftsgebühr
zu.

c) Wird das Versicherungsverhältnis durch Anfechtung des
Versicherers wegen arglistiger Täuschung beendet, so
steht dem Versicherer der Beitrag bis zum Wirksam-
werden der Anfechtungserklärung zu.

d) Der Versicherungsnehmer ist nicht zur Zahlung des
Beitrages verpflichtet, wenn das versicherte Interesse
bei Beginn der Versicherung nicht besteht, oder wenn
das Interesse bei einer Versicherung, die für ein künf-
tiges Unternehmen oder für ein anderes künftiges In-
teresse genommen ist, nicht entsteht. Der Versicherer
kann jedoch eine angemessene Geschäftsgebühr ver-
langen.
Hat der Versicherungsnehmer ein nicht bestehendes
Interesse in der Absicht versichert, sich dadurch einen
rechtswidrigen Vermögensvorteil zu verschaffen, ist
der Vertrag nichtig. Dem Versicherer steht in diesem
Fall der Beitrag bis zu dem Zeitpunkt zu, zu dem er von
den die Nichtigkeit begründenden Umständen Kenntnis
erlangt.

§ 31 Obliegenheiten des Versicherungsnehmers

(1) Obliegenheiten vor Eintritt des Versicherungsfalles

a) Vertraglich vereinbarte Obliegenheiten, die der Versi-
cherungsnehmer vor Eintritt des Versicherungsfalles zu
erfüllen hat, sind:

aa) die Einhaltung aller gesetzlichen, behördlichen so-
wie vertraglich vereinbarten Sicherheitsvor-
schriften;
Abweichungen von Sicherheitsvorschriften, denen
das Gewerbeaufsichtsamt oder die Berufsgenos-
senschaft schriftlich zugestimmt hat, beeinträch-
tigen die Entschädigungspflicht nicht.

bb) die Einhaltung aller sonstigen vertraglich verein-
barten Obliegenheiten.

b) Verletzt der Versicherungsnehmer vorsätzlich oder
grob fahrlässig eine Obliegenheit, die er vor Eintritt des
Versicherungsfalles gegenüber dem Versicherer zu er-
füllen hat, so kann der Versicherer innerhalb eines Mo-
nats, nachdem er von der Verletzung Kenntnis erlangt
hat, den Vertrag fristlos kündigen.
Das Kündigungsrecht des Versicherers ist ausge-
schlossen, wenn der Versicherungsnehmer beweist,
dass er die Obliegenheit weder vorsätzlich noch grob-
fahrlässig verletzt hat.

(2) Obliegenheiten bei Eintritt des Versicherungsfalls

a) Der Versicherungsnehmer hat bei Eintritt des Versiche-
rungsfalls

aa) nach Möglichkeit für die Abwendung und Minderung
des Schaden zu sorgen;

bb) dem Versicherer den Schadeneintritt, nachdem er
von ihm Kenntnis erlangt hat, unverzüglich - ge-
gebenenfalls auch mündlich oder telefonisch anzu-
zeigen;
Die Anzeige eines Schadens gilt als rechtzeitig,
wenn sie unverzüglich erstattet wird, nachdem die
Versicherungsabteilung/der Versicherungsreferent
des Versicherungsnehmers Kenntnis von dem
Schaden erhalten hat; der Versicherungsnehmer
hat dafür zu sorgen, dass die jeweiligen zuständigen
Stellen des Betriebes die erforderlichen Meldungen
an die Versicherungsabteilung/den Versicherungs-
referenten unverzüglich erstatten.

cc) Weisungen des Versicherers zur Schadenabwen-
dung/-minderung - gegebenenfalls auch mündlich
oder telefonisch - einzuholen, wenn die Umstände
dies gestatten;

dd) Weisungen des Versicherers zur Schadenabwen-
dung/-minderung, soweit für ihn zumutbar, zu be-
folgen. Erteilen mehrere an dem Versicherungsver-
trag beteiligte Versicherer unterschiedliche Wei-
sungen, hat der Versicherungsnehmer nach pflicht-
gemäßem Ermessen zu handeln;

ee) Schäden durch strafbare Handlungen gegen das Ei-
gentum unverzüglich der Polizei anzuzeigen;

ff) dem Versicherer und der Polizei unverzüglich ein
Verzeichnis der abhanden gekommenen Sachen
einzureichen;

gg) das Schadenbild so lange unverändert zu lassen, bis
die Schadenstelle oder die beschädigten Sachen
durch den Versicherer freigegeben worden sind.
Sind Veränderungen unumgänglich, sind das Scha-
denbild nachvollziehbar zu dokumentieren (z. B.
durch Fotos) und die beschädigten Sachen bis zu
einer Besichtigung durch den Versicherer aufzube-
wahren;

hh) soweit möglich dem Versicherer unverzüglich jede
Auskunft - auf Verlangen in Schriftform - zu erteilen,
die zur Feststellung des Versicherungsfalles oder
des Umfanges der Leistungspflicht des Versicherers
erforderlich ist sowie jede Untersuchung über Ur-
sache und Höhe des Schadens und über den Umfang
der Entschädigungspflicht zu gestatten;

ii) vom Versicherer angeforderte Belege beizubringen,
deren Beschaffung ihm billigerweise zugemutet
werden kann;

jj) für zerstörte oder abhanden gekommene Wertpa-
piere oder sonstige aufgebotsfähige Urkunden un-
verzüglich das Aufgebotsverfahren einzuleiten und
etwaige sonstige Rechte zu wahren, insbesondere
abhanden gekommene Sparbücher und andere
sperrfähige Urkunden unverzüglich sperren zu las-
sen.

b) Steht das Recht auf die vertragliche Leistung des Ver-
sicherers einem Dritten zu, so hat dieser die Obliegen-
heiten gemäß Nr. 2 a ebenfalls zu erfüllen - soweit ihm
dies nach den tatsächlichen und rechtlichen Umständen
möglich ist.

(3) Leistungsfreiheit bei Obliegenheitsverletzung

a) Verletzt der Versicherungsnehmer eine Obliegenheit
nach Nr. 1 oder 2 vorsätzlich, so ist der Versicherer von
der Verpflichtung zur Leistung frei.
Bei grob fahrlässiger Verletzung der Obliegenheit ist
der Versicherer berechtigt, seine Leistung in dem Ver-
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hältnis zu kürzen, das der Schwere des Verschuldens
des Versicherungsnehmers entspricht.
Das Nichtvorliegen einer groben Fahrlässigkeit hat der
Versicherungsnehmer zu beweisen.

b) Außer im Falle einer arglistigen Obliegenheitsverlet-
zung ist der Versicherer jedoch zur Leistung verpflich-
tet, soweit der Versicherungsnehmer nachweist, dass
die Verletzung der Obliegenheit weder für den Eintritt
oder die Feststellung des Versicherungsfalles noch für
die Feststellung oder den Umfang der Leistungspflicht
des Versicherers ursächlich ist.

c) Verletzt der Versicherungsnehmer eine nach Eintritt des
Versicherungsfalles bestehende Auskunfts- oder Auf-
klärungsobliegenheit so ist der Versicherer nur dann
vollständig oder teilweise leistungsfrei, wenn er den
Versicherungsnehmer durch gesonderte Mitteilung in
Textform auf diese Rechtsfolge hingewiesen hat.

§ 32 Gefahrerhöhung

(1) Begriff der Gefahrerhöhung

a) Eine Gefahrerhöhung liegt vor, wenn nach Abgabe der
Vertragserklärung des Versicherungsnehmers die tat-
sächlich vorhandenen Umstände so verändert werden,
dass der Eintritt des Versicherungsfalls oder eine Ver-
größerung des Schadens oder die ungerechtfertigte In-
anspruchnahme des Versicherers wahrscheinlicher
wird.

b) Eine Gefahrerhöhung kann insbesondere - aber nicht
nur - vorliegen, wenn sich ein gefahrerheblicher Um-
stand ändert nach dem der Versicherer vor Vertrags-
schluss gefragt hat.

c) Eine Gefahrerhöhung nach a liegt nicht vor, wenn sich
die Gefahr nur unerheblich erhöht hat oder nach den
Umständen als mitversichert gelten soll.

(2) Pflichten des Versicherungsnehmers

a) Nach Abgabe seiner Vertragserklärung darf der Versi-
cherungsnehmer ohne vorherige Zustimmung des Ver-
sicherers keine Gefahrerhöhung vornehmen oder deren
Vornahme durch einen Dritten gestatten.

b) Erkennt der Versicherungsnehmer nachträglich, dass
er ohne vorherige Zustimmung des Versicherers eine
Gefahrerhöhung vorgenommen oder gestattet hat, so
muss er diese dem Versicherer unverzüglich anzeigen.

c) Eine Gefahrerhöhung, die nach Abgabe seiner Ver-
tragserklärung unabhängig von seinem Willen eintritt,
muss der Versicherungsnehmer dem Versicherer un-
verzüglich anzeigen, nachdem er von ihr Kenntnis er-
langt hat.

d) Die Anzeige einer Gefahrerhöhung gilt als rechtzeitig,
wenn sie unverzüglich erstattet wird, nachdem die Ver-
sicherungsabteilung/der Versicherungsreferent des
Versicherungsnehmers Kenntnis von der Erhöhung der
Gefahr erhalten hat.
Der Versicherungsnehmer hat dafür zu sorgen, dass die
jeweils zuständigen Stellen des Betriebes die erforder-
lichen Meldungen an die Versicherungsabteilung/den
Versicherungsreferenten unverzüglich erstatten.

(3) Kündigung oder Vertragsanpassung durch den Versi-
cherer

a) Kündigungsrecht des Versicherers
Verletzt der Versicherungsnehmer seine Verpflichtung
nach Nr. 2 a, kann der Versicherer den Vertrag fristlos

kündigen, wenn der Versicherungsnehmer seine Ver-
pflichtung vorsätzlich oder grob fahrlässig verletzt hat.
Das Nichtvorliegen von Vorsatz oder grober Fahrläs-
sigkeit hat der Versicherungsnehmer zu beweisen. Be-
ruht die Verletzung auf einfacher Fahrlässigkeit, kann
der Versicherer unter Einhaltung einer Frist von einem
Monat kündigen.
Wird dem Versicherer eine Gefahrerhöhung in den Fäl-
len nach Nr. 2 b und Nr. 2 c bekannt, kann er den Vertrag
unter Einhaltung einer Frist von einem Monat kündigen.

b) Vertragsänderung
Statt der Kündigung kann der Versicherer ab dem Zeit-
punkt der Gefahrerhöhung eine seinen Geschäfts-
grundsätzen entsprechenden erhöhten Beitrag verlan-
gen oder die Absicherung der erhöhten Gefahr aus-
schließen.
Erhöht sich der Beitrag als Folge der Gefahrerhöhung
um mehr als 10 Prozent oder schließt der Versicherer
die Absicherung der erhöhten Gefahr aus, so kann der
Versicherungsnehmer den Vertrag innerhalb eines Mo-
nats nach Zugang der Mitteilung des Versicherers ohne
Einhaltung einer Frist kündigen. In der Mitteilung hat der
Versicherer den Versicherungsnehmer auf dieses Kün-
digungsrecht hinzuweisen.

(4) Erlöschen der Rechte des Versicherers

Die Rechte des Versicherers zur Kündigung oder Ver-
tragsanpassung nach Nr. 3 erlöschen, wenn diese nicht
innerhalb eines Monats ab Kenntnis des Versicherers von
der Gefahrerhöhung ausgeübt werden oder wenn der Zu-
stand wiederhergestellt ist, der vor der Gefahrerhöhung
bestanden hat.

(5) Leistungsfreiheit wegen Gefahrerhöhung

a) Tritt nach einer Gefahrerhöhung der Versicherungsfall
ein, so ist der Versicherer nicht zur Leistung verpflich-
tet, wenn der Versicherungsnehmer seine Pflichten
nach Nr. 2 a vorsätzlich verletzt hat. Verletzt der Versi-
cherungsnehmer diese Pflichten grob fahrlässig, so ist
der Versicherer berechtigt, seine Leistung in dem Ver-
hältnis zu kürzen, das der Schwere des Verschuldens
des Versicherungsnehmers entspricht. Das Nichtvorlie-
gen einer groben Fahrlässigkeit hat der Versicherungs-
nehmer zu beweisen.

b) Nach einer Gefahrerhöhung nach Nr. 2 b und Nr. 2 c ist
der Versicherer für einen Versicherungsfall, der später
als einen Monat nach dem Zeitpunkt eintritt, zu dem die
Anzeige dem Versicherer hätte zugegangen sein müs-
sen, leistungsfrei, wenn der Versicherungsnehmer sei-
ne Anzeigepflicht vorsätzlich verletzt hat. Hat der Ver-
sicherungsnehmer seine Pflicht grob fahrlässig verletzt,
so gilt Nr. 5 a Satz 2 und 3 entsprechend. Die Lei-
stungspflicht des Versicherers bleibt bestehen, wenn
ihm die Gefahrerhöhung zu dem Zeitpunkt, zu dem ihm
die Anzeige hätte zugegangen sein müssen, bekannt
war.

c) Die Leistungspflicht des Versicherers bleibt bestehen,

aa) soweit der Versicherungsnehmer nachweist, dass
die Gefahrerhöhung nicht ursächlich für den Eintritt
des Versicherungsfalles oder den Umfang der Lei-
stungspflicht war oder

bb) wenn zur Zeit des Eintrittes des Versicherungsfalles
die Frist für die Kündigung des Versicherers abge-
laufen und eine Kündigung nicht erfolgt war oder

cc) wenn der Versicherer statt der Kündigung ab dem
Zeitpunkt der Gefahrerhöhung eine seinen Ge-
schäftsgrundsätzen entsprechenden erhöhten Bei-
trag verlangt.
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§ 33 Überversicherung

Übersteigt die Versicherungssumme den Wert des versi-
cherten Interesses erheblich, so kann sowohl der Versi-
cherer als auch der Versicherungsnehmer verlangen, dass
zur Beseitigung der Überversicherung die Versicherungs-
summe mit sofortiger Wirkung herabgesetzt wird.
Ab Zugang des Herabsetzungsverlangens, ist für die Höhe
des Beitrages der Betrag maßgebend, den der Versicherer
berechnet haben würde, wenn der Vertrag von vornherein
mit dem neuen Inhalt geschlossen worden wäre.

Hat der Versicherungsnehmer die Überversicherung in
der Absicht geschlossen, sich dadurch einen rechtswid-
rigen Vermögensvorteil zu verschaffen, ist der Vertrag
nichtig. Dem Versicherer steht der Beitrag bis zu dem
Zeitpunkt zu, zu dem er von den die Nichtigkeit begrün-
denden Umständen Kenntnis erlangt.

§ 34 Mehrere Versicherer

(1) Anzeigepflicht

Wer bei mehreren Versicherern ein Interesse gegen die-
selbe Gefahr versichert, ist verpflichtet, dem Versicherer
die andere Versicherung unverzüglich mitzuteilen. In der
Mitteilung sind der andere Versicherer und die Versiche-
rungssumme anzugeben.

(2) Rechtsfolgen der Verletzung der Anzeigepflicht

Verletzt der Versicherungsnehmer die Anzeigepflicht (Nr.
1) vorsätzlich oder grob fahrlässig, ist der Versicherer un-
ter den in § 31 Nr. 1 b und Nr. 3 beschriebenen Vorausset-
zungen zur Kündigung berechtigt oder auch ganz oder
teilweise leistungsfrei.

Leistungsfreiheit tritt nicht ein, wenn der Versicherer vor
Eintritt des Versicherungsfalles Kenntnis von der anderen
Versicherung erlangt hat.

(3) Haftung und Entschädigung bei Mehrfachversicherung

a) Ist bei mehreren Versicherern ein Interesse gegen die-
selbe Gefahr versichert und übersteigen die Versiche-
rungssummen zusammen den Versicherungswert oder
übersteigt aus anderen Gründen die Summe der Ent-
schädigungen, die von jedem Versicherer ohne Beste-
hen der anderen Versicherung zu zahlen wären, den
Gesamtschaden, liegt eine Mehrfachversicherung vor.

b) Die Versicherer sind in der Weise als Gesamtschuldner
verpflichtet, dass jeder für den Betrag aufzukommen
hat, dessen Zahlung ihm nach seinem Vertrage obliegt;
der Versicherungsnehmer kann aber im Ganzen nicht
mehr als den Betrag des ihm entstandenen Schadens
verlangen. Satz 1 gilt entsprechend, wenn die Verträge
bei demselben Versicherer bestehen.
Erlangt der Versicherungsnehmer oder der Versicherte
aus anderen Versicherungsverträgen Entschädigung für
denselben Schaden, so ermäßigt sich der Anspruch aus
dem vorliegenden Vertrag in der Weise, dass die Ent-
schädigung aus allen Verträgen insgesamt nicht höher
ist, als wenn der Gesamtbetrag der Versicherungssum-
men, aus denen die Beiträge errechnet wurden, nur in
diesem Vertrag in Deckung gegeben worden wäre.
Bei Vereinbarung von Entschädigungsgrenzen ermäßigt
sich der Anspruch in der Weise, dass aus allen Verträ-
gen insgesamt keine höhere Entschädigung zu leisten
ist, als wenn der Gesamtbetrag der Versicherungssum-
men in diesem Vertrag in Deckung gegeben worden
wäre.

c) Hat der Versicherungsnehmer eine Mehrfachversiche-
rung in der Absicht geschlossen, sich dadurch einen
rechtswidrigen Vermögensvorteil zu verschaffen, ist je-
der in dieser Absicht geschlossene Vertrag nichtig.
Dem Versicherer steht der Beitrag bis zu dem Zeitpunkt
zu, zu dem er von den die Nichtigkeit begründenden
Umständen Kenntnis erlangt.

(4) Beseitigung der Mehrfachversicherung

a) Hat der Versicherungsnehmer den Vertrag, durch den
die Mehrfachversicherung entstanden ist, ohne Kennt-
nis von dem Entstehen der Mehrfachversicherung ge-
schlossen, kann er verlangen, dass der später ge-
schlossene Vertrag aufgehoben oder die Versiche-
rungssumme unter verhältnismäßiger Minderung des
Beitrages auf den Teilbetrag herabgesetzt wird, der
durch die frühere Versicherung nicht gedeckt ist.
Die Aufhebung des Vertrages oder die Herabsetzung
der Versicherungssumme und Anpassung des Beitra-
ges werden zu dem Zeitpunkt wirksam, zu dem die Er-
klärung dem Versicherer zugeht.

b) Die Regelungen nach a sind auch anzuwenden, wenn
die Mehrfachversicherung dadurch entstanden ist, dass
nach Abschluss der mehreren Versicherungsverträge
der Versicherungswert gesunken ist. Sind in diesem Fall
die mehreren Versicherungsverträge gleichzeitig oder
im Einvernehmen der Versicherer geschlossen worden,
kann der Versicherungsnehmer nur die verhältnis-
mäßige Herabsetzung der Versicherungssummen und
der Beiträge verlangen.

§ 35 Mitversicherung; Führung

(1) Einzelschuldnerische Haftung

Bei Versicherungen, die von mehreren Versicherern ge-
zeichnet worden sind, haften diese stets nur für ihren An-
teil und nicht als Gesamtschuldner.

(2) Administrative Geschäfte

Der führende Versicherer wickelt im Auftrag des Versi-
cherungsnehmers alle den vorliegenden Versicherungs-
vertrag betreffenden administrativen Geschäfte mit Wir-
kung für alle beteiligten Versicherer als zentraler An-
sprechpartner für den Versicherungsnehmer ab, soweit
dies nicht durch den Vermittler wahrzunehmen ist. Das
Innenverhältnis des führenden zu den beteiligten Versi-
cherern untereinander - wie im Folgenden beschrieben -
bleibt hiervon unberührt. Die Vergütung dieser Tätigkeit
im Auftrag des Versicherungsnehmers ist mit dem Beitrag
abgegolten. Der führende Versicherer behält für die Ge-
schäftsabwicklung einen Teil des Gesamtbeitrags ein. Die
Höhe der Vergütung für die Führung ergibt sich aus einer
gesonderten Vereinbarung.

(3) Umsatzsteuer

Bei der in diesem Vertrag geregelten Vergütung für die
Führung handelt es sich um einen Nettobetrag. Im Falle,
dass gesetzliche Umsatzsteuer anfällt, erhöht sich die
Vergütung um diesen Betrag.

(4) Führung

Der führende Versicherer ist bevollmächtigt, Anzeigen
und Willenserklärungen des Versicherungsnehmers für
alle beteiligten Versicherer entgegenzunehmen.
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(5) Prozessführung

Soweit die vertraglichen Grundlagen für die beteiligten
Versicherer die gleichen sind, ist folgendes vereinbart:

a) Der Versicherungsnehmer wird bei Streitfällen aus die-
sem Vertrag seine Ansprüche nur gegen den führenden
Versicherer und nur wegen dessen Anteil gerichtlich
geltend machen.

b) Die beteiligten Versicherer erkennen die gegen den
führenden Versicherer rechtskräftig gewordene Ent-
scheidung sowie die von diesem mit dem Versiche-
rungsnehmer nach Rechtshängigkeit geschlossenen
Vergleiche als auch für sich verbindlich an.

c) Falls der Anteil des führenden Versicherers die Beru-
fungs- oder Revisionssumme nicht erreicht, ist der Ver-
sicherungsnehmer berechtigt und auf Verlangen des
führenden oder eines mitbeteiligten Versicherers ver-
pflichtet, die Klage auf einen zweiten, erforderli-
chenfalls auf weitere Versicherer auszudehnen, bis
diese Summe erreicht ist. Wird diesem Verlangen nicht
entsprochen, so gilt Nr. 5 b nicht.

§ 36 Versicherung für fremde Rechnung

(1) Rechte aus dem Vertrag

Der Versicherungsnehmer kann den Versicherungsver-
trag im eigenen Namen für das Interesse eines Dritten
(Versicherten) schließen. Die Ausübung der Rechte aus
diesem Vertrag steht nur dem Versicherungsnehmer und
nicht auch dem Versicherten zu. Das gilt auch, wenn der
Versicherte den Versicherungsschein besitzt.

(2) Zahlung der Entschädigung

Der Versicherer kann vor Zahlung der Entschädigung an
den Versicherungsnehmer den Nachweis verlangen, dass
der Versicherte seine Zustimmung dazu erteilt hat. Der
Versicherte kann die Zahlung der Entschädigung nur mit
Zustimmung des Versicherungsnehmers verlangen.

(3) Kenntnis und Verhalten

a) Soweit die Kenntnis und das Verhalten des Versiche-
rungsnehmers von rechtlicher Bedeutung sind, sind bei
der Versicherung für fremde Rechnung auch die Kennt-
nis und das Verhalten des Versicherten zu berücksich-
tigen. Soweit der Vertrag Interessen des Versiche-
rungsnehmers und des Versicherten umfasst, muss sich
der Versicherungsnehmer für sein Interesse das Ver-
halten und die Kenntnis des Versicherten nur zurechnen
lassen, wenn der Versicherte Repräsentant des Versi-
cherungsnehmers ist.

b) Auf die Kenntnis des Versicherten kommt es nicht an,
wenn der Vertrag ohne sein Wissen abgeschlossen
worden ist oder ihm eine rechtzeitige Benachrichtigung
des Versicherungsnehmers nicht möglich oder nicht
zumutbar war.

c) Auf die Kenntnis des Versicherten kommt es dagegen
an, wenn der Versicherungsnehmer den Vertrag ohne
Auftrag des Versicherten geschlossen und den Versi-
cherer nicht darüber informiert hat.

§ 37 Übergang von Ersatzansprüchen

(1) Übergang von Ersatzansprüchen

Steht dem Versicherungsnehmer ein Ersatzanspruch ge-
gen einen Dritten zu, geht dieser Anspruch auf den Versi-
cherer über, so weit der Versicherer den Schaden ersetzt.
Der Übergang kann nicht zum Nachteil des Versiche-
rungsnehmers geltend gemacht werden.
Richtet sich der Ersatzanspruch des Versicherungsneh-
mers gegen eine Person, mit der er bei Eintritt des Scha-
dens in häuslicher Gemeinschaft lebt, kann der Übergang
nicht geltend gemacht werden, es sei denn, diese Person
hat den Schaden vorsätzlich verursacht.

(2) Obliegenheiten zur Sicherung von Ersatzansprüchen

Der Versicherungsnehmer hat seinen Ersatzanspruch
oder ein zur Sicherung dieses Anspruchs dienendes Recht
unter Beachtung der geltenden Form- und Fristvor-
schriften zu wahren, und nach Übergang des Ersatzan-
spruchs auf den Versicherer bei dessen Durchsetzung
durch den Versicherer soweit erforderlich mitzuwirken.
Verletzt der Versicherungsnehmer diese Obliegenheit
vorsätzlich, ist der Versicherer zur Leistung insoweit nicht
verpflichtet, als er infolge dessen keinen Ersatz von dem
Dritten erlangen kann. Im Fall einer grob fahrlässigen
Verletzung der Obliegenheit ist der Versicherer berechtigt,
seine Leistung in einem der Schwere des Verschuldens
des Versicherungsnehmers entsprechenden Verhältnis zu
kürzen; die Beweislast für das Nichtvorliegen einer groben
Fahrlässigkeit trägt der Versicherungsnehmer.

§ 38 Rechtsverhältnis nach dem Versicherungsfall

(1) Versicherungssummen

Die Versicherungssummen vermindern sich nicht dadurch,
dass eine Entschädigung geleistet wird.

(2) Kündigungsrecht

Nach dem Eintritt eines Versicherungsfalles kann jede der
Vertragsparteien den Versicherungsvertrag kündigen. Die
Kündigung ist in Textform zu erklären. Sie muss der an-
deren Vertragspartei spätestens einen Monat nach Aus-
zahlung oder Ablehnung der Entschädigung zugegangen
sein.
Unberührt bleibt § 26 Nr. 1 Satz 2.

(3) Kündigung durch Versicherungsnehmer

Kündigt der Versicherungsnehmer, wird seine Kündigung
sofort nach ihrem Zugang beim Versicherer wirksam. Der
Versicherungsnehmer kann jedoch bestimmen, dass die
Kündigung zu einem späteren Zeitpunkt, spätestens je-
doch zum Ende der laufenden Versicherungsperiode,
wirksam wird.
Unberührt bleibt § 26 Nr. 1 Satz 2 und 3.

(4) Kündigung durch Versicherer

Eine Kündigung des Versicherers wird einen Monat nach
ihrem Zugang beim Versicherungsnehmer wirksam.
Unberührt bleibt § 26 Nr. 1 Satz 2 und 3.
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§ 39 Keine Leistungspflicht aus besonderen Gründen

(1) Vorsätzliche oder grob fahrlässige Herbeiführung des
Versicherungsfalles

a) Führt der Versicherungsnehmer den Schaden vorsätz-
lich herbei, so ist der Versicherer von der Entschädi-
gungspflicht frei. Ist die Herbeiführung des Schadens
durch rechtskräftiges Strafurteil wegen Vorsatzes in der
Person des Versicherungsnehmers festgestellt, so gilt
die vorsätzliche Herbeiführung des Schadens als be-
wiesen.

b) Führt der Versicherungsnehmer den Schaden grob
fahrlässig herbei, so ist der Versicherer berechtigt, sei-
ne Leistung in einem der Schwere des Verschuldens des
Versicherungsnehmers entsprechenden Verhältnis zu
kürzen.

(2) Arglistige Täuschung nach Eintritt des Versicherungs-
falles

Der Versicherer ist von der Entschädigungspflicht frei,
wenn der Versicherungsnehmer den Versicherer arglistig
über Tatsachen, die für den Grund oder die Höhe der Ent-
schädigung von Bedeutung sind, täuscht oder zu täuschen
versucht.
Ist die Täuschung oder der Täuschungsversuch durch
rechtskräftiges Strafurteil gegen den Versicherungsneh-
mer wegen Betruges oder Betrugsversuches festgestellt,
so gelten die Voraussetzungen des Satzes 1 als bewiesen.

§ 40 Verjährung

Die Ansprüche aus dem Versicherungsvertrag verjähren
in drei Jahren. Die Verjährung beginnt mit dem Schluss
des Jahres, in dem der Anspruch entstanden ist und der
Gläubiger von den Anspruch begründenden Umständen
und der Person des Schuldners Kenntnis erlangt oder ohne
grobe Fahrlässigkeit erlangen müsste.
Ist ein Anspruch aus dem Versicherungsvertrag bei dem
Versicherer angemeldet worden, zählt bei der Fristbe-
rechnung der Zeitraum zwischen Anmeldung und Zugang
der in Textform mitgeteilten Entscheidung des Versiche-
rers beim Anspruchsteller nicht mit.

§ 41 Anzeigen; Willenserklärungen; Anschriftenände-
rungen

(1) Form

Soweit gesetzlich keine Schriftform verlangt ist und soweit
in diesem Vertrag nicht etwas anderes bestimmt ist, sind
die für den Versicherer bestimmten Erklärungen und An-
zeigen, die das Versicherungsverhältnis betreffen und die
unmittelbar gegenüber dem Versicherer erfolgen, in Text-
form abzugeben. Erklärungen und Anzeigen sollen an die
Hauptverwaltung des Versicherers oder an die im Versi-
cherungsschein oder in dessen Nachträgen als zuständig
bezeichnete Stelle gerichtet werden. Die gesetzlichen Re-
gelungen über den Zugang von Erklärungen und Anzeigen
bleiben unberührt.

(2) Nichtanzeige einer Anschriften- bzw. Namensänderung

Hat der Versicherungsnehmer eine Änderung seiner An-
schrift dem Versicherer nicht mitgeteilt, genügt für eine
Willenserklärung, die dem Versicherungsnehmer gegen-
über abzugeben ist, die Absendung eines eingeschrie-
benen Briefes an die letzte dem Versicherer bekannte

Anschrift. Entsprechendes gilt bei einer dem Versicherer
nicht angezeigten Namensänderung. Die Erklärung gilt
drei Tage nach der Absendung des Briefes als zuge-
gangen.

(3) Nichtanzeige der Verlegung der gewerblichen Nieder-
lassung

Hat der Versicherungsnehmer die Versicherung unter der
Anschrift seines Gewerbebetriebs abgeschlossen, finden
bei einer Verlegung der gewerblichen Niederlassung die
Bestimmungen nach Nr. 2 entsprechend Anwendung.

§ 42 Vollmacht des Versicherungsvertreters

(1) Erklärungen des Versicherungsnehmers

Der Versicherungsvertreter gilt als bevollmächtigt, vom
Versicherungsnehmer abgegebene Erklärungen entge-
genzunehmen betreffend

a) den Abschluss bzw. den Widerruf eines Versicherungs-
vertrages;

b) ein bestehendes Versicherungsverhältnis einschließlich
dessen Beendigung;

c) Anzeige- und Informationspflichten vor Abschluss des
Vertrages und während des Versicherungsverhältnis-
ses.

(2) Erklärungen des Versicherers

Der Versicherungsvertreter gilt als bevollmächtigt, vom
Versicherer ausgefertigte Versicherungsscheine oder de-
ren Nachträge dem Versicherungsnehmer zu übermitteln.

(3) Zahlungen an den Versicherungsvertreter

Der Versicherungsvertreter gilt als bevollmächtigt, Zah-
lungen, die der Versicherungsnehmer im Zusammenhang
mit der Vermittlung oder dem Abschluss eines Versiche-
rungsvertrags an ihn leistet, anzunehmen.
Eine Beschränkung dieser Vollmacht muss der Versiche-
rungsnehmer nur gegen sich gelten lassen, wenn er die
Beschränkung bei der Vornahme der Zahlung kannte oder
in Folge grober Fahrlässigkeit nicht kannte.

§ 43 Repräsentanten

Der Versicherungsnehmer muss sich die Kenntnis und das
Verhalten seiner Repräsentanten zurechnen lassen.

§ 44 Zuständiges Gericht

(1) Klagen gegen den Versicherer oder Versicherungs-
vermittler

Für Klagen aus dem Versicherungsvertrag oder der Ver-
sicherungsvermittlung ist neben den Gerichtsständen der
Zivilprozessordnung auch das Gericht örtlich zuständig, in
dessen Bezirk der Versicherungsnehmer zur Zeit der Kla-
geerhebung seinen Wohnsitz, in Ermangelung eines sol-
chen seinen gewöhnlichen Aufenthalt hat. Soweit es sich
bei dem Vertrag um eine betriebliche Versicherung han-
delt, kann der Versicherungsnehmer seine Ansprüche
auch bei dem für den Sitz oder die Niederlassung des Ge-
werbebetriebes zuständigen Gericht geltend machen.
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(2) Klagen gegen den Versicherungsnehmer
Für Klagen aus dem Versicherungsvertrag oder der Ver-
sicherungsvermittlung gegen den Versicherungsnehmer
ist ausschließlich das Gericht örtlich zuständig, in dessen
Bezirk der Versicherungsnehmer zur Zeit der Klageerhe-
bung seinen Wohnsitz, in Ermangelung eines solchen sei-
nen gewöhnlichen Aufenthalt hat. Soweit es sich bei dem
Vertrag um eine betriebliche Versicherung handelt, kann
der Versicherer seine Ansprüche auch bei dem für den Sitz
oder die Niederlassung des Gewerbebetriebes zuständige
Gericht geltend machen.

§ 45 Anzuwendendes Recht

Der Vertrag unterliegt in allen seinen Teilen, auch hin-
sichtlich aller Fragen, die das Zustandekommen, seine
Wirksamkeit oder Auslegung betreffen, ausschließlich
deutschem Recht. Dies gilt auch für Risiken im Ausland.

Regressverzicht in der Feuerversicherung
Unser Unternehmen ist dem Regressverzichtsabkommen
der Feuerversicherer beigetreten. Nach diesem Ab-
kommen können Sie von den übrigen Abkommensunter-
nehmen nur eingeschränkt auf Schadenersatz in Anspruch
genommen werden, wenn ein von Ihnen verschuldeter
Brandschaden, für den unsere Gesellschaft aufgrund einer
Feuerversicherung Ersatz zu leisten hat, auch Schäden in
der Nachbarschaft bewirkt hat.
Der Regressverzicht gilt, soweit die Regressforderung
derzeit mehr als 150.000 EUR beträgt und ist derzeit nach
oben auf eine Regressforderung bis zu 600.000 EUR be-
grenzt.
Feuerversicherung im Sinne von Abs. 1 ist auch eine

- Feuer-Betriebsunterbrechungs-, sonstige Betriebs-
unterbrechungs-, sowie Mietverlustversicherung;

- Verbundene Hausrat-, Verbundene Wohngebäude-
oder sonstige Gebäude- oder Inhaltsversicherung;

- Mehrgefahren-, Allgefahrenversicherung;
- Allgemeine Einheitsversicherung,

soweit das Feuerrisiko gedeckt ist.
Nicht unter die Bestimmungen fallen z. B. die Versiche-
rungszweige

- Extended Coverage (EC)-
- Kraftfahrt-
- Luftfahrt-
- Technische- oder
- Transportversicherung.
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